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Änderung des Publikationsgesetzes 

 

Bericht und Antrag des Regierungsrats 

vom 9. September 2025 

 

Sehr geehrter Herr Präsident 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Wir unterbreiten Ihnen die Vorlage zur Änderung des Publikationsgesetzes und erstatten Ihnen 

dazu den Bericht, den wir wie folgt gliedern: 
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1. In Kürze 

 

Nichtamtlicher Anzeigenteil («Marktblatt») und Abonnement für das Zuger Amtsblatt in 

gedruckter Form (P-Amtsblatt) 

 

Nebst dem amtlichen Teil soll das P-Amtsblatt im Grundsatz wieder einen nichtamtlichen 

Anzeigenteil («Marktblatt») enthalten. Zudem soll das P-Amtsblatt mittels eines Abonne-

ments entgeltlich bezogen werden können.  

 

Mit den am 1. Januar 2023 in Kraft getretenen, revidierten Bestimmungen des Gesetzes über 

die Veröffentlichung der Erlasse und das Amtsblatt des Kantons Zug (Publikationsgesetz, 

PublG-ZG) vom 29. Januar 1981 (BGS 152.3) wurde das Amtsblatt in elektronischer Form (E-

Amtsblatt) eingeführt. Nebst dem E-Amtsblatt existiert weiterhin ein Amtsblatt in gedruckter 

Form (P-Amtsblatt). Dieses kann aktuell weder abonniert werden noch enthält es einen nicht-

amtlichen Anzeigenteil («Markblatt»). Die vorliegende Gesetzesrevision soll für das P-Amtsblatt 

ein entgeltliches Abonnement ermöglichen. Zudem soll die heute schon bestehende Möglich-

keit, dass das P-Amtsblatt einen nichtamtlichen Anzeigenteil («Marktblatt») enthalten kann, da-

hingehend präzisiert werden, dass das P-Amtsblatt im Grundsatz das «Marktblatt» enthalten 

soll, wobei die Umsetzung davon abhängig gemacht wird, ob dessen Publikation durch Vertrag 

Dritten übertragen werden kann. Am Grundsatz, dass die Publikation eines nichtamtlichen An-

zeigenteils («Marktblatt») keine staatliche Aufgabe darstellt, ist festzuhalten.  

 

2. Ausgangslage 

 

Emil Schweizer und Esther Monney sowie 16 Mitunterzeichnende reichten am 7.  August 2023 

das Postulat betreffend Wiedereinführung eines gedruckten Amtsblatts mit Marktblatt ein (Vor-

lage Nr. 3602.1 - 17390). Der Regierungsrat wird eingeladen, eine öffentliche Ausschreibung 

zu machen zur Suche eines Unternehmens, welches ein Papier-Amtsblatt mit Marktblatt und 

der Möglichkeit für Gemeinden, Vereine und Non-Profit-Organisationen kostenlos Veranstaltun-

gen zu publizieren, herausgibt. Es bleibe dem Unternehmen überlassen, wie es den Vertrieb 
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organisiere und die Herausgabe finanziere. Dem Kanton sollen dadurch keine Kosten entste-

hen, er dürfe aber auch keine Konzessionsgebühren erheben. Der Kanton liefere die amtlichen 

Mitteilungen kostenlos an das Unternehmen. Zur Begründung wird im Postulat ausgeführt, dass 

das Zuger Amtsblatt in seiner neuen Form in der Bevölkerung keinen Anklang finde. Dass das 

sogenannte P-Amtsblatt auf der Gemeinde- oder Stadtverwaltung abgeholt werden müsse, sei 

eine Zumutung und die Qualität dieser Scheinlösung sei schlecht. Der Regierungsrat habe 

zwar stets betont, dass er ein P-Amtsblatt ohne Marktblatt wolle. Sowohl aus dem Bericht der 

vorberatenden Kommission wie auch aus der Debatte im Kantonsrat  sei aber klar hervorgegan-

gen, dass eine Mehrheit ein P-Amtsblatt mit Marktblatt wünsche, wenn sich ein Anbieter dafür 

finden lasse. Ende 2022 sei das seit über 120 Jahren jeder Zugerin bzw. jedem Zuger vertraute 

Amtsblatt verschwunden, was in breiten Teilen der Bevölkerung grossen Unmut ausgelöst 

habe. Dies verwundere nicht, habe doch die Anzahl der Abonnentinnen und Abonnenten im 

Jahr 2021 über 13 000 gegenüber gerade mal 364 Abonnenten der seit 2013 erhältlichen On-

line-Version betragen. Im Jahr 2020 habe der Kanton zudem über 220 000 Franken Konzessi-

onsgelder eingenommen, heute bezahle er für die unbefriedigende Papiervariante unglaubliche 

173 000 Franken. Nach Ansicht der Postulanten brauche es für die Umsetzung des Postulats 

keine erneute Änderung des Publikationsgesetzes, sei doch die gesetzliche Grundlage bereits 

gegeben.  

 

Der Kantonsrat überwies den Vorstoss am 31. August 2023 zu Bericht und Antrag an den Re-

gierungsrat und verkürzte die Frist zur Behandlung des Postulats von zwölf auf zwei Monate 

(§ 45 Abs. 3 Satz 2 des Kantonsratsbeschlusses über die Geschäftsordnung des Kantonsrats 

[GO KR] vom 28. August 2014 [BGS 141.1]). Der Regierungsrat stellte in seinem Bericht und 

Antrag vom 24. Oktober 2023 (Vorlage Nr. 3602.2 - 17468) den Antrag, das Postulat sei nicht 

erheblich zu erklären. Der Kantonsrat hat demgegenüber das Postulat in seiner Sitzung vom 

1. Dezember 2023 mit 54 zu 19 Stimmen teilerheblich erklärt  (Protokollziffer 335, S. 824). Die 

Teilerheblicherklärung bedeutet im konkreten Fall antragsgemäss, dass eine öffentliche Aus-

schreibung für ein P-Amtsblatt mit nichtamtlichem Anzeigenteil («Marktblatt») gemacht werden 

soll, wobei dem Kanton dadurch – und im Unterschied zum Wortlaut des Postulats – Kosten 

entstehen dürfen, wobei über die Frage der Kosten im Rat Unklarheit herrschte, was im konkre-

ten Fall unter «Entstehung von Kosten für den Kanton» im Einzelnen genau zu verstehen sei 

(Protokollziffer 335, S. 821 - 824). In der Folge stellte der Regierungsrat in seinem Bericht und 

Antrag vom 4. Juni 2024 (Vorlage Nr. 3602.3 - 17723) den Antrag, das teilerheblich erklärte 

Postulat sei als erledigt abzuschreiben. Der Kantonsrat hat daraufhin in seiner Sitzung vom 

29. August 2024 mit 37 zu 26 Stimmen bei einer Enthaltung beschlossen, das Postulat nicht als 

erledigt abzuschreiben (Protokollziffer 673, S. 1596).  

 

3. Haltung des Regierungsrats 

 

Der Regierungsrat hält an dieser Stelle nochmals seine grundsätzliche und neu seine modifi-

zierte Haltung zum vorgenannten Postulat fest. Die Notwendigkeit hierfür ergibt sich aus der 

eher ungewöhnlichen Tatsache, dass der Regierungsrat das vorstehend genannte Postulat 

(vgl. Ziff. 2) unter ausführlicher Begründung nicht umsetzen wollte1 und dem Kantonsrat in zwei 

Vorlagen beantragt hatte, dieses als erledigt abzuschreiben. Der Kantonsrat ist diesen beiden 

Anträgen nicht gefolgt. Wenn der Regierungsrat dem Kantonsrat nun eine Vorlage unterbreitet, 

mit der das Postulat in den wesentlichen Zügen dennoch umgesetzt werden soll, so bedarf das 

einer Erläuterung.  

 
1 Vgl. dazu Bericht und Antrag des Regierungsrats vom 4. Juni 2024, Vorlage 3602.3 - 17723, S. 4: [Der 
Regierungsrat] ist sich bewusst, dass die Nichterfüllung eines (teil -)erheblich erklärten Postulats in der 
Praxis sehr selten vorkommt (TINO JORIO, Geschäftsordnungen des Regierungsrats und des Kantonsrats 
des Kantons Zug, Ein Kommentar für die Praxis, Zürich / St. Gallen 2015, N 651).» 
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3.1. Grundsätzliche Haltung 

 

Mit Beschluss vom 29. März 2022 fällte der Regierungsrat den sog. «Systementscheid» für das 

E-Amtsblatt und beauftragte die Staatskanzlei mit der Herausgabe eines P-Amtsblatts ohne ei-

nen nichtamtlichen Anzeigenteil («Marktblatt»). Dieser Beschluss entspricht der grundsätzli-

chen Haltung des Regierungsrats, die er gegenüber dem Postulat einnimmt. Den Mitgliedern 

des Kantonsrats wurde dieser Regierungsratsbeschluss vom 29. März 2022 mit E -Mail vom 

31. März 2022 zugestellt.  

 

Mit dem Systementscheid hat der Regierungsrat den Paradigmenwechsel – «weg vom Amts-

blatt in gedruckter Form, hin zum elektronischen Amtsblatt» –, welcher mit der Teilrevision des 

Publikationsgesetzes vom 28. Oktober 2021 beschlossen wurde, vollzogen und dem E-Amts-

blatt als massgebliche Fassung die entsprechende Nachachtung verschafft. Es handelt sich da-

bei um die wesentliche Veränderung, die die besagte Gesetzesrevision mit sich brachte. Die 

Einsicht, dass staatliche Dienstleistungen immer häufiger über das Internet in Anspruch ge-

nommen werden, hat massgeblich zu diesem Paradigmenwechsel geführt.  

 

Die Zahl der Abonnements für das ehemalige gedruckte Amtsblatt inklusive nichtamtlichem An-

zeigenteil («Marktblatt») war trotz starkem Bevölkerungswachstum im Kanton Zug seit Jahren 

stark rückläufig:  

 

Jahr Abonnementszahlen 

für ehemaliges gedrucktes 

Amtsblatt der Speck Medien 

AG 

Bevölkerungsstand Kanton Zug2 

Bevölkerungswachstum seit 2010 - 

2021 um plus 14,7 Prozent 

 

2010 23’700 111‘775 

2011 23’035 115‘104 

2012 22’463 116‘575 

2013 22’053 118‘118 

2014 21’519 120‘089 

2015 20’799 122‘134 

2016 20’055 123’948 

2017 18’992 125’421 

2018 17’877 126’837 

2019 16’751 127’642 

2020 14’909 128’794 

2021 13’635 129’787 

 

Diese Zahlen belegen, dass das Interesse an einem gedruckten Amtsblatt inklusive nichtamtli-

chem Anzeigenteil («Marktblatt») trotz Bevölkerungswachstum stetig gesunken ist. Überdies 

verdeutlichen die Zahlen, dass der Paradigmenwechsel einer Notwendigkeit entsprach. Der 

Kanton Zug ist nämlich von Gesetzes wegen verpflichtet, ein amtliches Publikationsorgan 

(Amtsblatt) herauszugeben (§ 6 ff. PublG-ZG). Ein weiterer Rückgang der Abonnements und 

insbesondere ein etwaiger Konkurs der Herausgeberin des damaligen gedruckten Amtsblatts, 

 
2 Quelle: https://www.zg.ch/behoerden/gesundheitsdirektion/statistikfachstelle/themen/zug-in-zahlen 
(Hrsg.: Zuger Kantonalbank) 
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der Speck Medien AG, durfte deshalb nicht in Kauf genommen werden. Der Regierungsrat 

hatte sich etliche Male mit der finanziellen Situation der Herausgeberin beschäftigt. Eine Mass-

nahme war, dass der Abonnementspreis massiv erhöht werden musste. Der Regierungsrat 

musste letztlich feststellen, dass die Wirtschaftlichkeit nicht mehr gegeben war (vgl. Sitzung 

des Kantonsrats vom 1. Dezember 2023, Vormittag, Protokollziffer 355, S. 822 mit weiteren 

Ausführungen).  

 

Die Speck Medien AG ging im Jahr 2023 in Konkurs. 

 

Auch dem «Zuger Marktblatt», welches am 11. November 2022 von der Markblatt AG gestartet 

und kostenlos in ca. 17’200 Haushaltungen3 verteilt wurde, war kein Erfolg beschieden, obwohl 

die Markblatt AG für dieses Produkt mit folgenden Vorteilen warb:  

 

▪ Sie erhalten auch auf Zeileninserate einen Wiederholungsrabatt ab der 3. Publikation . 

▪ Sie haben eine grössere Reichweite mit 17'200 Exemplaren in allen Zuger Haushaltun-

gen. 

▪ Sie sind mit einer modernen Publikation vertreten. 

▪ Sie haben einen hohen Beachtungswert. 

▪ Sie werden von einem kompetenten Team betreut, das Sie jederzeit unterstützt . 

▪ Sie erscheinen schon am Mittwoch, damit Ihre Kunden wissen, was am Wochenende 

läuft. 

 

Neben diesen vielen Vorteilen, so die Marktblatt AG damals weiter, bleibe das Zuger Marktblatt 

weiterhin die gewohnte regionale Werbeplattform. Die Zuger Bevölkerung werde mit dem tradi-

tionellen, regionalen Medium «Zuger Markblatt» direkt und glaubwürdig erreicht. Das gedruckte 

Inserat erscheine kostengünstig im «Zuger Marktblatt» für Firmen oder Privatpersonen. 

 

Die Marktblatt AG ging im Jahr 2023 ebenfalls in Konkurs. 

 

Demgegenüber gilt es mit Bezug auf die Nutzung des E-Amtsblatts darauf hinzuweisen, dass 

es gemäss Auskunft des Staatssekretariats für Wirtschaft (SECO; Betreiberin des Amtsblatt-

portals), vom 21. Februar 2025 für das Zuger E-Amtsblatt aktuell insgesamt 527 Abonnemente 

gebe. Davon seien 192 auf die Gesamtausgabe und 235 auf individuelle Suchfilter abonniert. 

Insbesondere ergeben sich für den Zeitraum vom 1. Januar 2024 bis 31. Dezember 2024 fol-

gende Nutzungsdaten: 2'885’850 Seitenansichten und 112’245 Besuche, dies bei durchschnitt-

lich etwa 80 Seiten pro E-Amtsblatt-Ausgabe. Diese Zahlen belegen eindrücklich, dass das E-

Amtsblatt intensiv genutzt wird, wobei die Abonnementszahlen betreffend des ehemaligen P-

Amtsblatts und des aktuellen E-Amtsblatts selbstverständlich – und entgegen der Auffassung 

der Postulanten – nicht adäquat miteinander in Vergleich gesetzt werden können. Während bei 

einem gedruckten Amtsblatt als Nutzungsdaten die Abonnementszahlen von Interesse sind, 

sind es bei einem elektronischen Amtsblatt die Seitenansichts- und Besuchszahlen.  

 

Eine weitere wesentliche Änderung des Publikationsgesetzes vom 28. Oktober 2021 bestand 

darin, dass der nichtamtliche Anzeigenteil («Marktblatt») als zwingender Bestandteil des Amts-

blatts aufgehoben und stattdessen eine «Kann-Bestimmung» beschlossen wurde. Sowohl der 

Regierungsrat als auch der Kantonsrat sind sich einig, dass die Publikation eines «Marktblatts» 

keine staatliche Aufgabe darstellt, sondern eine private – eine Überzeugung, die überdies be-

reits vor der Änderung des Publikationsgesetzes vorherrschte (vgl. Bericht und Antrag des 

 
3 Ende 2022 gab es im Kanton Zug 56'670 Privathaushalte (Quelle: https://www.zg.ch/behoerden/ge-
sundheitsdirektion/statistikfachstelle/themen/01bevoelkerungszahlen/haushalt ). 
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Regierungsrats vom 27. Oktober 2020, Vorlage 3153.1 - 16430, S. 11 Ziff. 7.6.4). Demzufolge 

kann das P-Amtsblatt nach heute geltendem Recht also weiterhin einen nichtamtlichen Anzei-

genteil («Marktblatt») enthalten, muss aber nicht (§ 7b Abs. 5 PublG-ZG). Mit dieser Bestim-

mung räumte der Kantonsrat dem Regierungsrat willentlich einen Entscheidungsspielraum be-

treffend Ausgestaltung des P-Amtsblatts und folglich auch einen Entscheidungsspielraum be-

treffend Art der öffentlichen Ausschreibung für das P-Amtsblatt ein. Der Regierungsrat hat die-

sen Entscheidungsspielraum rechtskonform genutzt. Der Systementscheid des Regierungsrats 

vom 29. März 2022 steht in Einklang mit § 7b Abs. 5 PublG-ZG.  

 

Gleichwohl haben einerseits die Postulanten behauptet und wurde andererseits in der Debatte 

im Kantonsrat wiederholt vorgebracht, dass eine Mehrheit in der vorberatenden Kommission 

und im Parlament schon im Rahmen der Teilrevision des Publikationsgesetzes ein P-Amtsblatt 

mit einem nichtamtlichen Anzeigenteil («Marktblatt») gewünscht habe, sofern sich dafür eine 

Anbieterin bzw. ein Anbieter finde. Daraus sei zu folgern, dass der  Regierungsrat zumindest 

eine entsprechende öffentliche Ausschreibung hätte vornehmen müssen. Wenn allerdings der 

Kantonsrat den Regierungsrat dazu rechtlich hätte verpflichten wollen, dann hätte er anstelle 

einer «Kann-Bestimmung» eine zwingende Norm beschliessen müssen. Das hat er nicht getan. 

Vielmehr hat der Kantonsrat die «Kann-Bestimmung» (§ 7b Abs. 5 PublG-ZG) gemäss Antrag 

des Regierungsrats stillschweigend und die Änderung des Publikationsgesetzes mit 71 zu 0 

Stimmen ausdrücklich genehmigt (Sitzung des Kantonsrats vom 26. August 2021, Vormittag, 

Protokollziffer, 868 S. 1905 und Sitzung des Kantonsrats vom 28. Oktober 2021, Vormittag, 

Protokollziffer 932, S. 2034). Schliesslich fällte der Regierungsrat am 29. März 2022 den sog. 

«Systementscheid» für das E-Amtsblatt und beauftragte die Staatskanzlei mit der Herausgabe 

eines P-Amtsblatts ohne einen nichtamtlichen Anzeigenteil («Marktblatt»). Dieser Beschluss 

widerspiegelt – wie bereits erwähnt – die grundsätzliche Haltung des Regierungsrats, die er ge-

genüber dem Postulat betreffend Wiedereinführung eines gedruckten Amtsblatts mit Marktblatt 

einnimmt. Der Systementscheid wurde dem Kantonsrat mit E-Mail vom 31. März 2022 zur 

Kenntnis gebracht und blieb von diesem unwidersprochen. Der Regierungsrat durfte deshalb 

nicht nur gestützt auf die klare Rechtslage (§ 7b Abs. 5 PublG-ZG), sondern auch aufgrund der 

vorstehend geschilderten Umstände davon ausgehen, im Sinne des Gesetzgebers gehandelt 

zu haben. Mithin kann nicht behauptet werden, der Regierungsrat habe bei der Ausgestaltung 

des P-Amtsblatts den Willen des Kantonsrats ausser Acht gelassen. Ebenso wenig kann dem 

Regierungsrat «Arbeitsverweigerung» zum Vorwurf gemacht oder gar sein «Demokratiever-

ständnis» in Frage gestellt werden (vgl. Sitzung des Kantonsrats vom 31. August 2023, Vormit-

tag, Protokollziffer 237, S. 524 bzw. Sitzung des Kantonsrats vom 29. August 2024, Nachmit-

tag, Protokollziffer 673, S. 1593 f.). Stattdessen hat der Regierungsrat seine Haltung stets 

transparent kommuniziert und deshalb seiner grundsätzlichen Haltung folgend zweimal bean-

tragt, das Postulat sei als erledigt abzuschreiben. Zur Begründung im Einzelnen wird nochmals 

auf die Vorlagen Nr. 3602.2 - 17468 und Nr. 3602.3 - 17723 verwiesen.  

 

Der Regierungsrat stellt bis hierhin zusammenfassend fest, dass das P-Amtsblatt in seiner ak-

tuellen Ausgestaltung im rechtlichen Sinne dem Willen des Gesetzgebers entspricht und über-

dies seinen gesetzmässigen Zweck erfüllt.  

 
4 Die Ausführungen zu den altrechtlichen Bestimmungen betreffend nichtamtlichen Teil lauten dort wie 
folgt: «§ 6 Abs. 1 (Publikation von Anzeigen natürlicher und juristischer Personen) und § 6 Abs. 2 (Be-
stimmung bezüglich eines nichtamtlichen Anzeigenteils) sind nach Sinn und Zweck in Verbindung mit 
§ 10 Abs. 1 so auszulegen, dass die Bewirtschaftung eines nichtamtlichen Anzeigenteils (sog. «Markt-
blatt») eine private Aufgabe darstellt, nicht eine staatliche. Mit anderen Worten sind diese Bestimmungen 
nur für den Fall gedacht, dass der Regierungsrat die Herausgabe des Amtsblatts aufgrund einer öffentli-
chen Ausschreibung durch Vertrag einem privaten Herausgeber überträgt, wie dies aktuell der Fall ist. 
Eine gegenteilige Rechtsauslegung lässt sich auch aus den Materialien zum Publikationsgesetz nicht 
entnehmen.»  
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3.2. Modifizierte Haltung 

 

Der Regierungsrat hat aufgrund des Postulats und insbesondere aufgrund der Debatten und 

Abstimmungen im Kantonsrat zur Kenntnis genommen, dass sich eine Mehrheit im Kantonsrat 

mit der aktuellen Ausgestaltung des P-Amtsblatts nicht zufriedengibt und stattdessen eine öf-

fentliche Ausschreibung für die Publikation eines P-Amtsblatts wünscht, das nebst dem amtli-

chen Teil auch einen nichtamtlichen Anzeigenteil («Marktblatt») enthält. Der Regierungsrat teilt 

jedoch die Auffassung der Postulanten nicht, dass die besagte öffentliche Ausschreibung – un-

ter Beibehaltung des Entscheidungsspielraums für den Regierungsrat betreffend Art der öffent-

lichen Ausschreibung für das P-Amtsblatt – gestützt auf die geltende Gesetzeslage ohne weite-

res (sprich: ohne Änderung des Publikationsgesetzes) vorgenommen werden kann, was nach-

folgend noch zu zeigen ist (vgl. Ziff. 4.1.). 

 

Die Behauptung der Postulanten, dass das Verschwinden des gedruckten Amtsblatts in seiner 

ursprünglichen Form in breiten Teilen der Bevölkerung grossen Unmut ausgelöst habe, haben 

diese nicht quantifiziert. Dass mit dem Paradigmenwechsel auch kritische Stimmen aufkommen 

würden, war zu erwarten. So sind auch dem Regierungsrat gewisse Misstöne in dieser Sache 

nicht entgangen. Fakt ist jedoch, dass die Zahl der Abonnentinnen und Abonnenten vor der Re-

vision des Publikationsgesetzes kontinuierlich abgenommen hatte, was mitunter ebenfalls An-

lass zur Änderung des Publikationsgesetzes gab. Den Postulanten kann immerhin darin beige-

pflichtet werden, dass die Zahl von rund 13’000 Abonnentinnen und Abonnenten im Jahr 2021 

bei einer Bevölkerungszahl von rund 130 ’000 Einwohnerinnen und Einwohnern noch bei rund 

10 Prozent lag. Der Regierungsrat räumt trotz der drastisch sinkenden Abonnementszahlen 

ein, dass ein P-Amtsblatt mit einem nichtamtlichen Anzeigenteil («Marktblatt») für bestimmte 

Kreise (z.B. Gewerbe, Vereine) möglicherweise von einem gewissen Interesse sein kann, auch 

wenn die negative Entwicklung der unter Ziff. 3.1. aufgelisteten Zahlen eine andere Sprache 

spricht. Es muss einem Privatunternehmen überlassen bleiben, die Markttauglichkeit eines sol-

chen Produkts unter Beweis zu stellen. Ob ein Marktblatt mit Erfolg auf dem Markt positioniert 

werden kann, unterliegt damit dem unternehmerischen Risiko.  

 

Nach nochmaliger Prüfung der Angelegenheit will deshalb der Regierungsrat dem Anliegen der 

Postulanten betreffend P-Amtsblatt mit einem nichtamtlichen Anzeigenteil («Marktblatt») inso-

fern Rechnung tragen, als er dem Kantonsrat eine Vorlage zur Änderung des Publikationsge-

setzes unterbreitet. Denn entgegen der Auffassung der Postulanten (vgl. Vorlage Nr. 3602.1 - 

17390) ist für die Umsetzung des Postulats eine Änderung des Publikationsgesetzes aus recht-

lichen Gründen notwendig (vgl. dazu Ziff. 4. und 6.). Mit anderen Worten: Wenn es dem Willen 

des Kantonsrats entspricht, den Regierungsrat zu einer Ausschreibung des P-Amtsblatts mit 

einem nichtamtlichen Anzeigenteil («Marktblatt») zu verpflichten, dann geht das nur mittels ei-

ner zwingenden Norm im Publikationsgesetz. Die bisherige «Kann-Bestimmung» (§ 7b Abs. 5 

PublG-ZG) reicht dazu nicht aus.  

 

Zudem soll für das P-Amtsblatt ein Abonnement ermöglicht werden. Ein solches wird zwar mit 

dem Postulat nicht verlangt, in den entsprechenden Debatten im Kantonsrat jedoch ver-

schiedentlich gewünscht bzw. gefordert (Sitzung vom 1.  Dezember 2023, Protokollziffer 335, 

S. 820 f. und Sitzung vom 29. August 2024, Protokollziffer 673, S. 1592 und 1595). Diese An-

passung soll den Bedürfnissen jener Leute Rechnung tragen, die keinen Zugang zum Internet 

haben oder denen es nicht oder nur schwer zumutbar ist, ein gedrucktes Amtsblatt auf der 

Staatskanzlei, im Staatsarchiv und bei den Einwohnergemeinden unentgeltlich abzuholen (§ 7d 

Abs. 2 PublG-ZG). Die Schaffung dieser Möglichkeit bedarf ebenfalls einer Änderung des Pub-

likationsgesetzes (vgl. dazu Ziff. 4. und 6.; vgl. dazu auch: Aktennotiz von Rechtsanwalt Dr. iur. 

Oliver Bucher, BAUR HÜRLIMANN AG, Baden, vom 13. Dezember 2024, N 12 – 15: Beilage 

1).  
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4. Notwendigkeit einer Gesetzesänderung 

 

Die Postulanten vertreten die Auffassung, dass für die Umsetzung ihres Postulats keine Ände-

rung des Publikationsgesetzes erforderlich sei. Die gesetzlichen Grundlagen seien hierfür in 

§ 7a Abs. 2 und § 7b Abs. 5 PublG-ZG bereits vorhanden (vgl. Vorlage Nr. 3602.1 - 17390). 

Dieser Auffassung ist zu widersprechen.  

4.1. Einführung einer zwingenden Norm  

 

Der Rechtsauffassung der Postulanten ist entgegenzuhalten, dass in § 7b Abs. 5 PublG-ZG 

zwecks Umsetzung des Postulats anstelle der «Kann-Bestimmung» eine zwingende Norm auf-

genommen werden muss. In der Debatte im Kantonsrat wurde unter anderem ins Feld geführt, 

dass der Regierungsrat gestützt auf diese «Kann-Bestimmung» seinen Spielraum so ausge-

nützt habe, um sich – gegen den Willen des Kantonsrats – für ein P-Amtsblatt ohne nichtamtli-

chen Anzeigenteil («Marktblatt») zu entscheiden (Regierungsratsbeschluss vom 29. März 2022; 

sog. «Systementscheid»). Da dieser Beschluss der parlamentarischen Bitte (Postulat)5 entge-

gensteht und der Kantonsrat das Postulat für teilerheblich erklärt hat, macht die Umsetzung 

des Postulats eine Änderung von § 7b Abs. 5 PublG-ZG dahingehend notwendig, dass das P-

Amtsblatt im Grundsatz einen nichtamtlichen Anzeigenteil («Marktblatt») enthalten muss (und 

nicht mehr bloss enthalten «kann»). In der Folge wird der Regierungsrat verpflichtet sein, eine 

öffentliche Ausschreibung vorzunehmen, die ein P-Amtsblatt mit einem nichtamtlichen Anzei-

genteil («Marktblatt») einschliesst. Nach dem aktuellen Gesetzeswortlaut in § 7b Abs. 5 PublG-

ZG ist der Regierungsrat dazu nicht verpflichtet. Der Regierungsrat kann auch nicht mittels ei-

ner parlamentarischen Bitte zu diesem Schritt verpflichtet werden, räumt doch die gesetzliche 

«Kann-Bestimmung» dem Regierungsrat den Handlungsspielraum betreffend Ausgestaltung 

des P-Amtsblatts gerade ein. Würde § 7b Abs. 5 PublG-ZG unverändert belassen, würde auch 

der Entscheidungsspielraum des Regierungsrats betreffend Art der öffentlichen Ausschreibung 

für das P-Amtsblatt im Sinne des Systementscheids bestehen bleiben.  

 

Zur Ausgestaltung der zwingenden Norm vgl. Ziff. 6.2. und auch 6.3. 

4.2. Einführung einer gebührenrechtlichen Bestimmung 

 

Mit Bezug auf ein Abonnement für das P-Amtsblatt ist auf § 7d Abs. 2 PublG-ZG hinzuweisen, 

der wie folgt lautet: «Die aktuelle Fassung des P-Amtsblatts kann auf der Staatskanzlei, im 

Staatsarchiv und bei den Einwohnergemeinden unentgeltlich bezogen werden.» Ein (kosten-

pflichtiger oder unentgeltlicher) Versand des P-Amtsblatts wird in § 7d Abs. 2 PublG-ZG nicht 

erwähnt. Abgaben dürfen jedoch nur gestützt auf eine gesetzliche Grundlage erhoben werden. 

Das Legalitätsprinzip verlangt, dass der Kreis der Abgabepflichtigen, der Gegenstand der Ab-

gabe und deren Bemessung in den Grundzügen im formellen Gesetz enthalten sein müssen 

(Urteil 1C_497/2018 vom 22. Januar 2020 des Bundesgerichts, E. 3.3). Ferner ist es bei der 

Einführung von § 7d Abs. 2 PublG-ZG dem Gesetzgeber wichtig gewesen, dass das Amtsblatt 

gratis bezogen werden kann (Bericht und Antrag des Regierungsrats vom 24. Oktober 2023, 

Vorlage Nr. 3602.1 - 17390, S. 2). Ein «Gratis-Abonnement», mithin die unentgeltliche Zustel-

lung des Amtsblatts, wollte der Gesetzgeber hingegen nicht (Bericht und Antrag der vorbera-

tenden Kommission vom 11. März 2021, Vorlage Nr. 3153.3 - 16647, S. 7 f.). Im Lichte einer 

grammatikalischen, teleologischen und historischen Auslegung von §  7d Abs. 2 PublG-ZG fehlt 

es aktuell an einer gesetzlichen Regelung für die Schaffung eines Abonnements für das P -

 
5 Vgl. dazu Bericht und Antrag des Regierungsrats vom 4. Juni 2024, Vorlage 3602.3 - 17723, S. 4: «Das 
Postulat ist nur, aber immerhin eine parlamentarische Bitte, also eine Einladung.» 
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Amtsblatt. Für dessen Einführung ist daher eine Änderung des Publikationsgesetzes erforder-

lich – gerade auch dann, wenn eine Abgabe erhoben werden soll.  

 

Zur Ausgestaltung der gebührenrechtlichen Bestimmungen vgl. Ziff. 6.4. - 6.6. 

 

5. Ergebnis der verwaltungsexternen Vernehmlassung 

 

Der Regierungsrat ermächtigte am 8. April 2025 die Staatskanzlei, die Änderung des Gesetzes 

über die Veröffentlichung der Erlasse und das Amtsblatt des Kantons Zug (Publikationsgesetz, 

PublG-ZG) vom 29. Januar 1981 (BGS 152.3) in die Vernehmlassung zu schicken. Parteien 

und Gemeinden wurden eingeladen, bis zum 30. Juni 2025 zu den neuen rechtlichen Grundla-

gen Stellung zu nehmen. 

5.1. Rückmeldungen der im Kantonsrat vertretenen politischen Parteien 

5.1.1. Alternative - die Grünen Zug 

 

Die Alternative - die Grünen stellen betreffend § 7b Abs. 5 einen Ergänzungsantrag. Demnach 

soll auch das E-Amtsblatt einen Anzeigeteil («Marktblatt») enthalten können. Mit dem neuen 

§ 7b Abs. 5a erklärt man sich einverstanden.  

 

Bezüglich § 7d Abs. 2a wird beantragt, dass «entgeltlich» gestrichen wird. Es sei unnötig vor-

zuschreiben, dass das Abonnement entgeltlich sein müsse. Der Entscheid über die Höhe der 

Abonnementsgebühren dürfe zudem in die unternehmerische Hand gelegt werden. § 7d Abs. 

2b bedürfe sodann einer Anpassung an § 7b Abs. 5 (Streichung von «P-»Amtsblatts). Mit § 7d 

Abs. 3 erklärt man sich einverstanden.   

5.1.2. CSP Christlichsoziale Partei der Stadt Zug 

Verzicht auf Stellungnahme. 

5.1.3. Die Mitte Kanton Zug 

 

Die Mitte Kanton Zug unterstützt die Gesetzesanpassungen in der vorgeschlagenen Version. 

Es sei richtig, dass das Marktblatt – sollte dieses nicht durch einen Drittanbieter zur Verfügung 

gestellt werden – nicht durch die Verwaltung angeboten werde. Es sei keine Verwaltungsauf-

gabe, den nicht amtlichen Teil zur Verfügung zu stellen.   

 

Die Mitte Kanton Zug kann sich vorstellen, dass es auf mehr Resonanz stossen würde, wenn 

das Markblatt zusätzlich oder beim Nichtzustandekommen der Print-Version nur digital zur Ver-

fügung gestellt wird. Die Kosten für eine solche digitale Version seien vorab durch den Regie-

rungsrat abzuklären.  

 

Zu den Kosten wird folgendes angemerkt: Es sei richtig, dass das P-Amtsblatt mit Marktblatt 

nur kostenpflichtig zur Verfügung gestellt wird. Es stelle sich die Frage, ob das Bedürfnis in der 

Bevölkerung nach einem P-Amtsblatt mit Marktblatt vorhanden sei und ob es nicht genügend 

andere Anbieter gebe, welche dieses Bedürfnis in der Privatwirtschaft abdecken. Es wird  da-

rauf hingewiesen, dass es grundsätzlich keine Staatsaufgabe sei, ein Marktblatt zur Verfügung 

zu stellen, da damit private Anbieter konkurrenziert werden. 

5.1.4. FDP.Die Liberalen Zug 

 

Die FDP unterstützt mehrheitlich die vorgeschlagenen Änderungen gemäss dem Vorschlag 

«Ergebnis 1. Lesung des Regierungsrats». In Bezug auf § 7b Abs. 5 befürwortet die FDP das 
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geltende Recht, da aus ihrer Sicht die Führung eines Marktblatts nicht zu den Staatsaufgaben 

gehört. Die übrigen Änderungen erachtet die FDP als sinnvoll und stimmt diesen zu. 

5.1.5. Grünliberale Partei Kanton Zug 

 

Mit der Revision des Publikationsgesetzes per 1. Januar 2023 sei das elektronische Amtsblatt 

(E-Amtsblatt) eingeführt und damit ein zeitgemässer Schritt in Richtung Digitalisierung vollzo-

gen worden. Gleichzeitig bleibe das gedruckte Amtsblatt (P-Amtsblatt) weiterhin verfügbar – 

derzeit ohne Abonnementsmöglichkeit und ohne nichtamtlichen Anzeigenteil («Marktblatt»), je-

doch kostenlos auf den Gemeindeverwaltungen erhältlich. 

 

Bei der erneuten Änderung des Publikationsgesetzes gehe es um die Einführung eines entgelt-

lichen Abonnements für das P-Amtsblatt, andererseits um die Präzisierung, dass dieses grund-

sätzlich einen nichtamtlichen Anzeigenteil («Marktblatt») enthalten soll. Dies unter der Voraus-

setzung, dass dessen Herausgabe an ein Drittunternehmen übertragen werden kan n. 

 

Die Grünliberale Partei des Kantons Zug begrüsst es grundsätzlich, wenn privatwirtschaftliche 

Akteure innovative Produkte und Dienstleistungen entwickeln, auch im Bereich der Printpubli-

kationen. Gleichzeitig hält sie fest, dass die Herausgabe eines Marktblatts klar keine staatliche 

Aufgabe ist. Die Entscheidung, ob ein gedrucktes Produkt mit Inseraten und Veranstaltungshin-

weisen markttauglich ist, muss der Markt regeln. Es ist nicht Aufgabe des Kantons, Vorausset-

zungen für ein solches Angebot zu schaffen oder es gar aktiv zu fördern. 

 

Die Grünliberale Partei des Kantons Zug versteht, dass der Regierungsrat nun in einer ver-

zwickten Lage ist. Das teilerheblich erklärte Postulat wird vom Kantonsrat – entgegen der Hal-

tung der GLP – nicht abgeschrieben, obwohl klar ist, dass es kaum umsetzbar ist. Die Forde-

rung gleicht einer Quadratur des Kreises. Nostalgische Kantonsräte fordern ein gedrucktes 

Amtsblatt inklusive Marktblatt, das öffentlich ausgeschrieben wird, welches der Kanton kosten-

los mit amtlichen Mitteilungen beliefert, ohne, dass dem Kanton Kosten entstehen und ohne 

Konzessionsgebühren. Gleichzeitig sollen nach Möglichkeit Gemeinden, Vereine und Non -Pro-

fit-Organisationen kostenlos Veranstaltungen publizieren können. Das ist die sprichwörtliche 

eierlegende Wollmilchsau, die es bekanntlich nicht gibt. 

 

Es ist anzuerkennen, dass Informationen über Veranstaltungen und Inserate heutzutage gröss-

tenteils über digitale Kanäle verbreitet werden – etwa über Online-Plattformen oder soziale Me-

dien wie die Facebook-Seite «Zuger helfen Zugern». Sollte der Wunsch bestehen, ein subventi-

oniertes gedrucktes Mitteilungsblatt für Vereine einzuführen, so ist auch offen zu benennen, 

dass dies mit Kosten verbunden ist. Eine politische Entscheidung darüber sollte auf Grundlage 

einer transparenten Abwägung getroffen werden. Als  Beispiel können die Gemeinden Baar und 

Unterägeri dienen, die kürzlich ein eigenes gedrucktes Informationsblatt eingeführt haben.  

 

Aus Sicht der Grünliberalen Partei des Kantons Zug ist die vorliegende Gesetzesrevision nicht 

erforderlich. Die Formulierung des Regierungsrats ist zwar in sich konsistent – sie läuft aber 

faktisch darauf hinaus, dass kein Anbieter gefunden wird. Zudem: Wenn die Abo-Preise die Ge-

samtkosten des Versands decken müssen, wird das Interesse an einem P-Amtsblatt wohl sehr 

gering ausfallen.  

 

Die Vorlage schaffe keine neuen Mehrwerte, sondern würde einen alten Zopf künstlich am Le-

ben erhalten. Stattdessen sollte der Fokus weiterhin auf dem elektronischen Amtsblatt liegen, 

das den Anforderungen an Aktualität, Nachhaltigkeit und Benutzerfreundlichkeit besser ent-

spricht. 
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5.1.6. SP des Kantons Zug  

 

Die SP des Kantons Zug lehnt die Änderung des Publikationsgesetzes klar ab. Und dies im 

Wissen, dass das Postulat betreffend Wiedereinführung eines gedruckten Amtsblatts mit Markt-

blatt (Vorlage Nr. 3602.1 - 17390) an der Sitzung vom 29. August 2024 mit 37 zu 26 Stimmen 

bei einer Enthaltung beschlossen hat, das Postulat als nicht erledigt abzuschreiben.  

 

Mit der Redewendung «Der Zug ist abgefahren» kann dies am besten begründet werden. Ge-

mäss Wikipedia ist die Bedeutung von «Der Zug ist abgefahren»: «für etwas ist es jetzt zu spät 

und lässt sich nicht mehr ändern; eine Chance wurde versäumt, ist vertan.» Es hätte vielleicht 

noch eine Chance für das Amtsblatt mit Marktplatz bestanden, hätte der Regierungsrat den Pa-

radigmenwechsel «weg vom Amtsblatt in gedruckter Form, hin zum elektronischen Amtsblatt» 

nicht vollzogen. Die SP ist der Überzeugung, dass wenn jetzt noch ein Amtsblatt mit Marktblatt 

gedruckt werden soll, dies als Misserfolg grandios scheitern wird, ausser wenn es vom Kanton 

Zug massiv subventioniert würde.  

 

Und die SP des Kantons Zug ist klar der Meinung, dass dies ein einmaliger Fall sein sollte, bei 

dem der Regierungsrat ein gegen seinen Willen erheblich/teilerheblich erklärtes Postulat nicht 

umsetzen soll. 

5.1.7. SVP des Kantons Zug 

 

Die SVP zeigt sich erfreut darüber, dass sich der Regierungsrat erneut mit dem Thema Amts-

blatt beschäftigt hat – dies anscheinend ausgelöst durch die Debatte im Kantonsrat vom 

29. August 2024, bei der das Postulat von Emil Schweizer und Esther Monney sowie 16 Mitun-

terzeichnenden vom Kantonsrat als nicht-abgeschrieben erklärt wurde. 

 

Zu § 7b Abs. 5 und dem neuen § 7b Abs. 5a 

Man ist mit dem geänderten § 7b Abs. 5 und dem neuen § 7b Abs. 5a einverstanden.  

 

Die Ausschreibung ist ganz im Sinne der SVP, auch die Tatsache, dass das P-Amtsblatt weiter-

hin kein Marktblatt enthalte, falls kein Verleger gefunden werde. Das entspricht genau der For-

derung des Postulats von Emil Schweizer und Esther Monney. 

 

Dennoch ist die SVP der Meinung, dass ohne den Antrag auf die Möglichkeit eines Abonne-

ments, somit also lediglich aufgrund der ursprünglichen Forderung des Postulats (Ausschrei-

bung für ein Amtsblatt mit Marktblatt), die Gesetzesänderung nicht nötig wäre. 

 

Denn der Regierungsrat schreibt in seinem Bericht unter Ziff. 4.1.: 

«In der Folge wird der Regierungsrat verpflichtet sein, eine öffentliche Ausschreibung vorzu-

nehmen, die ein P-Amtsblatt mit einem nichtamtlichen Anzeigenteil («Marktblatt») einschliesst. 

Nach dem aktuellen Gesetzeswortlaut in § 7b Abs. 5 PublG ZG ist der Regierungsrat dazu 

nicht verpflichtet. Der Regierungsrat kann auch nicht mittels einer parlamentarischen Bitte zu 

diesem Schritt verpflichtet werden, räumt doch die gesetzliche «Kann-Bestimmung» dem Re-

gierungsrat den Handlungsspielraum betreffend Ausgestaltung des P-Amtsblatts gerade ein. 

Würde § 7b Abs. 5 PublG-ZG unverändert belassen, würde auch der Entscheidungsspielraum 

des Regierungsrats betreffend Art der öffentlichen Ausschreibung für das P -Amtsblatt im Sinne 

des Systementscheids bestehen bleiben.» 

 

Die SVP stimmt zu, dass der Regierungsrat nicht dazu verpflichtet werden kann.  Sie ist aber 

nach wie vor der Meinung, dass wenn der Kantonsrat ihn darum bittet, dann der Regierungsrat 

dieser Bitte nachkommen, resp. seine Haltung ändern soll.  Anscheinend will der Regierungsrat 
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dieser Bitte nicht freiwillig nachkommen, daher schlägt er nun eine Gesetzesänderung vor. Die 

SVP erachtet diesen Weg als unnötige Bürokratie, ist aber mit dem geänderten § 5 und dem 

neuen § 5a dennoch einverstanden.  

 

Zu § 7d Abs. 2a 

Diese neue Bestimmung lautet gemäss Antrag des Regierungsrats wie folgt: «Das P-Amtsblatt 

kann mit einem Abonnement entgeltlich bezogen werden. Der Regierungsrat genehmigt die 

Abonnementspreise.» 

 

Auch die Möglichkeit eines Abonnements begrüsst die SVP. Allerdings steht in § 7d Abs. 2a 

wieder eine Kann-Bestimmung.  

 

Diese Kann-Bestimmung sei unklar: 

1. heisst das nun, dass der Bürger das Amtsblatt per Abonnement beziehen kann, also 

dass der Verleger zwingend ein Abonnement anbieten muss?  

2. oder heisst es, dass der Verleger ein Abonnement anbieten kann, es also dem Verleger 

überlassen ist, ob er diese Leistung erbringen will oder nicht? 

Im 1. Fall kann das zu Schwierigkeiten führen, da evtl. kein Verleger gefunden wird, der das 

Amtsblatt als Abonnement anbietet (Kosten/Organisations-Frage).  

 

Im Sinne der SVP liegt der 2. Fall vor. Daher wird folgender Änderungsantrag (fett) gestellt:  

§ 7d Abs. 2a Satz 1 

«Es ist dem Anbieter des P-Amtsblatts überlassen, ob er ein entgeltliches Abonnement 

anbietet.» 

 

Zu § 7d Abs. 2b  

Mit § 7d Abs. 2b ist man einverstanden. 

 

Zu § 7d Abs. 3  

Diese Bestimmung lautet im geltenden Recht wie folgt: «Der Regierungsrat bezeichnet die Be-

hörden, Amts- und weiteren Stellen, denen in gedruckter Form die GS, die BGS und das Amts-

blatt unentgeltlich zugestellt werden.»  

 

Da das Gesetz offen ist, erlaubt sich die SVP, auch zu § 7d Abs. 3 einen Antrag zu stellen. Es 

ist nicht verständlich, warum die Auftragnehmerin bzw. der Auftragnehmer verpflichtet werden 

soll, den in § 7d Abs. 2 PublG-ZG genannten Behörden eine bestimmte Anzahl von P-Amtsblät-

tern kostenlos zu liefern, und zwar unabhängig davon, ob das P-Amtsblatt einen nichtamtlichen 

Anzeigenteil («Marktblatt») enthält oder nicht. Es kann nicht sein, dass der Bürger, wenn er 

sein Amtsblatt frei Haus geliefert haben will, d iese Lieferung, resp. das Abonnement bezahlt 

und im Gegenzug der Staat die Lieferung nicht bezahlt.  

 

Antrag 

§ 7d Abs. 3 sei wie folgt zu ändern (fett): 

«Der Regierungsrat bezeichnet die Behörden, Amts- und weiteren Stellen, denen in gedruckter 

Form die GS, die BGS und das Amtsblatt unentgeltlich zugestellt werden.»  
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5.2. Rückmeldungen der Gemeinden 

5.2.1. Einwohnergemeinden 

 

Stadt Zug 

Der Stadtrat von Zug ist der Ansicht, dass die Publikation eines Marktblatts im Grundsatz keine 

staatliche Aufgabe darstellt, sondern eine private. Gleichwohl wird anerkannt, dass für be-

stimmte Kreise (z.B. Gewerbe, Vereine) möglicherweise ein Marktblatt von einem gewissen In-

teresse sein kann. Es sollte jedoch einem Privatunternehmen überlassen bleiben, die Markt-

tauglichkeit eines solchen Produkts unter Beweis zu stellen. Ob ein solches Marktblatt erfolg-

reich auf dem Markt positioniert werden kann, unterliegt damit dem unternehmerischen Risiko. 

Daher steht der Stadtrat einer im Publikationsgesetz verankerten Verpflichtung des Kantons, 

ein P-Amtsblatt mit einem nichtamtlichen Anzeigenteil auszuschreiben, kritisch gegenüber.   

 

Der Stadtrat teilt ausserdem die Haltung des Regierungsrats, wonach staatliche Dienstleistun-

gen immer häufiger über das Internet in Anspruch genommen werden (sollen). Die aktuell be-

stehende Rechtslage, wonach eine gedruckte Ausgabe bei den Gemeinde- oder Stadtverwal-

tungen kostenlos bezogen werden kann, berücksichtigt die Bedürfnisse nicht internetaffiner Be-

völkerungsgruppen. Daher sollte auch zukünftig auf die Möglichke it, eine gedruckte Ausgabe 

abonnieren zu können, verzichtet werden.  

 

Aus diesen Gründen erachtet der Stadtrat die vorgeschlagene Gesetzesänderung als nicht not-

wendig und lehnt diese ab.  

 

Oberägeri 

Es liegt in der Natur der Sache, dass es bei Veränderungen jeweils auch kritische Stimmen gibt 

und es etwas Zeit benötigt, bis sich neue Lösungen etabliert haben. Dementsprechend war zu 

erwarten, dass das Verschwinden des gedruckten Amtsblatts in seiner bisherigen Form auch 

negative Rückmeldungen zur Folge haben wird. Nach Ansicht des Gemeinderats ist es ver-

früht, bereits nach so kurzer Zeit wieder Veränderungen vorzunehmen oder gar zur alten Lö-

sung zurückzukehren, zumal der Bedarf nicht mit Fakten in der Form von Zahlen belegt ist. 

 

Die Ausgabe eines gedruckten Amtsblatts mit Marktblatt im Abo ist unserer Ansicht nach nicht 

die Aufgabe der öffentlichen Hand bzw. in diesem Fall des Kantons. Sofern eine Nachfrage be-

steht, würde sich in der Privatwirtschaft auch ein entsprechendes Angebo t ergeben. Dies ist 

aber nachweislich nicht der Fall. Abgesehen davon erachtet der Gemeinderat die Ausgabe ei-

nes Marktblatts als nicht mehr zeitgemäss. Es gibt genügend alternative Angebote, sowohl in 

gedruckter als auch digitaler Form.  

 

Mit dem Weiterbestand des Amtsblatts in gedruckter Form, allerdings ohne Marktblatt und ohne 

Abo-Möglichkeit, besteht für die Bevölkerung weiterhin die Möglichkeit, sich auf nicht elektroni-

schem Weg über amtliche Publikationen zu informieren. Die gedruckte Ausgabe ist bei den Ge-

meindeverwaltungen kostenlos erhältlich. Das Angebot wird in Oberägeri wöchentlich gerade 

mal von vier Personen genutzt. Für den Gemeinderat ist die Kernaufgabe, die Bevölkerung 

über amtliche Publikationen zu informieren, mit der aktuellen Lösung, welche sowohl digital als 

auch in gedruckter Form verfügbar ist, gut gelöst.   

 

Die vorgesehene Gesetzesänderung erachtet der Gemeinderat als kurzsichtig. Sollte sich das 

Bedürfnis nicht bestätigen, wäre der Kanton aufgrund der Gesetzeslage gezwungen, ein ge-

drucktes Amtsblatt mit Marktblatt im Abo anzubieten, auch wenn dieses defizitä r wäre. Und 



   

Seite 14/27 3994.1  - 18334  

 

 

sollte man in ein paar Jahren zum Schluss kommen, das Angebot wieder einzustampfen, 

müsste das Gesetz erneut geändert werden.  

 

Der Gemeinderat erachtet die aktuelle Rechtslage als ausreichend, dass der Regierungsrat ein 

gedrucktes Amtsblatt mit Marktblatt und im Abo herausgeben könnte, sofern dies tatsächlich 

nötig ist.  

 

Um die Notwendigkeit eines solchen Angebots zu klären bzw. das von den Postulantinnen und 

Postulanten vorgebrachte Bedürfnis zu quantifizieren, schlagen wir die Durchführung einer Be-

völkerungsbefragung im Kanton Zug vor. Erst dann soll über das weitere Vorgehen entschie-

den werden. 

 

Unterägeri 

Der Gemeinderat begrüsst, dass nebst dem amtlichen Teil das P-Amtsblatt wieder einen nicht-

amtlichen Anzeigenteil («Marktblatt») enthalten soll. Weiter unterstützt er das Anliegen, dass 

das P-Amtsblatt mittels eines Abonnements entgeltlich bezogen werden kann. Die in § 7b Abs. 

5 und 5a und in § 7d Abs. 2a und Abs. 2b vorgeschlagenen Änderungen erachtet der Gemein-

derat als sinnvoll und ist damit einverstanden. 

 

Menzingen 

Veränderungen führen oftmals zu kritischen Stimmen. Auch in der Gemeinde Menzingen gab 

es vereinzelt negative Rückmeldungen, welche darauf abzielten, zum ursprünglichen Amtsblatt 

zurückzukehren. Diese gingen hautsächlich im Frühjahr 2023 ein, als der Parad igmenwechsel 

vollzogen wurde. Im Anschluss gab es kaum kritische Äusserungen. Nach Ansicht des Gemein-

derates ist es verfrüht, bereits nach so kurzer Zeit wieder Veränderungen vorzunehmen oder 

gar zur alten Lösung zurückzukehren, zumal der Bedarf nicht mit Fakten in der Form von Zah-

len belegt ist. Die Ausgabe eines gedruckten Amtsblattes mit Marktblatt ist nicht die Aufgabe 

der öffentlichen Hand. Sofern eine Nachfrage besteht, würde sich in der Privatwirtschaft auch 

ein entsprechendes Angebot ergeben. Dies ist aber nachweislich nicht der Fall. Abgesehen da-

von erachtet der Gemeinderat die Ausgabe eines Marktblattes als nicht mehr zeitgemäss. Es 

gibt genügend alternative Angebote, sowohl in gedruckter als auch digitaler Form. Mit dem 

Weiterbestand des Amtsblattes in gedruckter Form, allerdings ohne Marktblatt und ohne Abo-

Möglichkeit, besteht für die Bevölkerung weiterhin die Möglichkeit, sich auf nicht elektroni-

schem Weg über amtliche Publikationen zu informieren. Die gedruckte Ausgabe ist bei den Ge-

meindeverwaltungen kostenlos erhältlich. Das Angebot wird in Menzingen wöchentlich von 

zehn bis zwanzig Personen genutzt. In diesem Zusammenhang regt der Gemeinderat an, die 

Wiedereinführung eines Abonnements zu prüfen, sodass das aktuelle P-Amtsblatt den interes-

sierten Personen auf dem Postweg zugestellt werden kann. Für den Gemeinderat ist die Kern-

aufgabe, die Bevölkerung über amtliche Publikationen zu informieren, mit der aktuellen Lösung, 

welche sowohl digital als auch in gedruckter Form verfügbar ist, gelöst.   

 

Die vorgesehene Gesetzesänderung wird abgelehnt.  Sollte sich das Bedürfnis nicht bestätigen, 

wäre der Kanton aufgrund der Gesetzeslage gezwungen, ein gedrucktes Amtsblatt mit Markt-

blatt im Abo anzubieten, auch wenn dieses defizitär wäre. Wenn man in ein paar Jahren zum 

Schluss kommt, das Angebot wieder einzustellen, müsste das Gesetz erneut geändert werden.  

 

Der Gemeinderat erachtet die aktuelle Rechtslage, dass der Regierungsrat ein gedrucktes 

Amtsblatt mit Marktblatt und im Abo herausgeben könnte, sofern dies tatsächlich ein Bedürfnis 

ist, als ausreichend. 
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Baar 

Der Gemeinderat bedankt sich für die Möglichkeit zur Stellungnahme und teilt mit, dass er mit 

den vorgeschlagenen Gesetzesanpassungen einverstanden ist . 

 

Cham 

Die Abonnentenzahlen des früheren P-Amtsblatts mit Marktblatt sind trotz Bevölkerungswachs-

tum über Jahre hinweg stark gesunken (von über 23'000 im Jahr 2010 auf rund 13'600 im Jahr 

2021). Gleichzeitig ist die Konkurrenzfähigkeit gedruckter Anzeigenblätter im Kanton Zug wirt-

schaftlich gescheitert: Sowohl die Speck Medien AG als auch die Marktblatt AG mussten Kon-

kurs anmelden. Die Zuger Bevölkerung nutzt zunehmend digitale und private Angebote, gegen-

über welchen das «Marktblatt» hinsichtlich Wirtschaftlichkei t und Kundenorientierung nicht 

mehr konkurrenzfähig ist. Aufgrund dieser Erwägungen ist der Gemeinderat der Ansicht, dass 

ein nichtamtlicher Anzeigeteil («Marktblatt») im gedruckten P-Amtsblatt nicht mehr zeitgemäss 

ist und – mit oder ohne Abonnementslösung – nicht mehr angeboten werden soll. Folglich er-

achtet er auch eine entsprechende Gesetzesanpassung als nicht zielführend. Zur Frage, ob zur 

Umsetzung der genannten Massnahmen eine Gesetzesänderung notwendig ist oder nicht 

möchte sich der Gemeinderat nicht äussern. 

 

Hünenberg 

Die Abonnentenzahlen des früheren P-Amtsblatts mit Marktblatt sind trotz Bevölkerungswachs-

tum über Jahre hinweg stark gesunken (von über 23'000 im Jahr 2010 auf rund 13'600 im Jahr 

2021). Gleichzeitig ist die Konkurrenzfähigkeit gedruckter Anzeigenblätter im Kanton Zug wirt-

schaftlich gescheitert: Sowohl die Speck Medien AG als auch die Marktblatt AG mussten Kon-

kurs anmelden. Die Zuger Bevölkerung nutzt zunehmend digitale und private Angebote, gegen-

über welchen das «Marktblatt» hinsichtlich Wirtschaftlichkei t und Kundenorientierung nicht 

mehr konkurrenzfähig ist. Aufgrund dessen ist der Gemeinderat der Ansicht, dass ein nichtamt-

licher Anzeigeteil («Marktblatt») im gedruckten P-Amtsblatt nicht mehr zeitgemäss ist und – mit 

oder ohne Abonnementslösung – nicht mehr angeboten werden soll. Es liegt in der Natur der 

Sache, dass es bei Veränderungen jeweils auch kritische Stimmen gibt und es etwas Zeit be-

nötigt, bis sich neue Lösungen etabliert haben. Dementsprechend war zu erwarten, dass das 

Verschwinden des gedruckten Amtsblatts in seiner bisherigen Form auch negative Rückmel-

dungen zur Folge haben wird. Nach Ansicht des Gemeinderats ist es verfrüht, bereits nach so 

kurzer Zeit wieder Veränderungen vorzunehmen, zumal der Bedarf nicht mit Fakten in der 

Form von Zahlen belegt ist. Mit dem Weiterbestand des Amtsblatts in gedruckter Form, aller-

dings ohne Marktblatt und ohne Abonnementslösung, besteht für die Bevölkerung weiterhin die 

Möglichkeit, sich auf nicht elektronischem Weg über amtliche Publikationen zu informieren . Die 

gedruckte Ausgabe ist bei den Gemeindeverwaltungen kostenlos erhältlich. Das Angebot wird 

in Hünenberg wöchentlich gerade mal von rund 10-15 Personen genutzt. Folglich erachtet der 

Gemeinderat die vorgesehene Gesetzesänderung als nicht zielführend.  

 

Steinhausen 

Verzicht auf Stellungnahme. 

 

Risch 

Vorbemerkungen:  

Seit der Einführung der elektronischen Ausgabe ist die Konsultation des Amtsblattes durch die 

Bevölkerung merklich zurückgegangen. Dies haben verschiedene Rückmeldungen aus der Be-

völkerung ergeben. Es wäre aus rechtstaatlicher Sicht jedoch wichtig, wenn möglichst viele 

Personen das Amtsblatt konsultieren, werden doch darin wichtige politische Beschlüsse und 

Voranzeigen publiziert. Unter anderem werden Baugesuche, Bebauungspläne, Abstimmungser-

gebnisse etc. veröffentlicht, gegen welche Rechtsmittel ergriffen werden können. Es muss 
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deshalb mit entsprechenden Massnahmen darauf hingewirkt werden, dass das Amtsblatt von 

einem möglichst grossen Bevölkerungskreis regelmässig gelesen wird. Ob dies mit der geplan-

ten Änderung des Publikationsgesetzes erreicht wird, ist fraglich. Zumindest wi rd damit kaum 

ein grösserer Bevölkerungskreis dazu bewegt werden können. Unseres Erachtens wären ent-

sprechende Werbekampagnen, das E-Amtsblatt zu konsultieren und dessen Vorteile aufzuzei-

gen, erfolgversprechender. Aber auch eine attraktivere, leserfreundlichere Gestaltung des E-

Amtsblattes (und damit auch des P-Amtsblattes) könnte zu einer Erhöhung der Zugriffszahlen 

führen. Jedenfalls erachten wir die vorgesehene Einführung eines entgeltlichen Abos und eines 

Marktteils im P-Amtsblatt als keine revolutionären Ideen, welche die Auflage des P-Amtsblattes 

markant steigern werden. Wir stehen diesen geplanten Änderungen skeptisch gegenüber.  

 

Zu § 7b Abs. 5 und 5a:  

Es ist sehr fraglich, dass ein Anbieter gefunden werden kann, der das P-Amtsblatt mit einem 

Marktteil herausgeben will. Immerhin sind in diesem Bereich bereits zwei Firmen Konkurs ge-

gangen. Ein gedruckter Marktteil mit Veranstaltungskalender etc. ist in der heutigen Zeit wenig 

zeitgemäss. Veranstaltungen können online abgefragt werden und auch für die Suche nach 

Miet- oder Kaufobjekten von Immobilien gibt es entsprechende Internet-Plattformen. Man ist 

sehr skeptisch, dass ein Anbieter gefunden werden kann und falls doch, wohl nur mit erhebli-

chen finanziellen Zugeständnissen durch den Kanton.  

 

Zu § 7d Abs. 2a und 2b:  

Heute muss das gratis P-Amtsblatt bekanntlich bei einer Gemeinde oder der Staatskanzlei ab-

geholt werden. Für einige wenige Personen wäre die Einführung eines Abonnements sicher 

eine Verbesserung, erhalten sie das Amtsblatt neu doch bequem per Post. Ein grosser Abon-

nementen-Kreis dürfte sich jedoch kaum bilden. Zudem müsste der Preis für das Abonnement 

lukrativ sein. Falls es keinen Marktteil gibt, dürften die Kosten wohl kaum höher als die Porto-

gebühren sein, steht doch auch weiterhin ein kostenloses P-Amtsblatt zur Verfügung. Es ist ein 

wichtiges Anliegen, dass das P-Amtsblatt auch in Zukunft unentgeltlich bezogen werden kann. 

Den grössten Kreis an Amtsblatt-Konsumentinnen und -Konsumenten dürfte man wohl errei-

chen, wenn das Amtsblatt allen Haushaltungen gratis zugestellt würde . Im Hinblick auf die lau-

fende generelle Digitalisierung wäre dies jedoch ein Rückschrit t.  

 

Walchwil 

Den Ausführungen des Berichts und Antrags des Regierungsrats kann gefolgt werden und den 

geplanten Gesetzesänderungen kann zugestimmt werden. Klar unterstützt wird die Haltung, 

dass die Bewirtschaftung eines nichtamtlichen Anzeigenteils (sog. «Marktblatt»)  eine private 

Aufgabe darstellt. Ob die Nachfrage für diese private Aufgabe genügend gross ist, um ein An-

gebot zu schaffen, bleibt die grosse Frage. Die Entwicklungen im Printbereich, das Ende der 

Speck Medien AG, der Marktblatt AG und die Ausführungen des Regierungsrates lassen dies 

bezweifeln. Da es keine staatliche Aufgabe ist, braucht man sich darüber nicht den Kopf zu 

zerbrechen, da der Markt dies regeln wird oder eben nicht. Entsprechend stellt sich die Frage, 

weshalb der Regierungsrat seinen Ermessensspielraum nicht ausgenutzt und eine öffentliche 

Ausschreibung vorgenommen hat. Allenfalls wären damit bereits alle Fragen geklärt worden 

oder aber die privaten Bedürfnisse wären von der Privatwirtschaft gedeckt worden.  

 

Neuheim 

Verzicht auf Stellungnahme. 
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5.2.2. Bürgergemeinden 

 

Der Verband der Bürgergemeinden des Kantons Zug  teilt mit, dass die Bürgergemeinden 

des Kantons Zug mit den vorgesehenen Änderungen einverstanden sind. Beim künftigen P-

Amtsblatt soll jedoch auf eine gute Lesbarkeit geachtet werden, was bekanntlich heute (wie 

auch beim E-Amtsblatt) nicht der Fall sei. 

5.2.3. Kirchgemeinden 

 

Oberägeri 

Der Kirchenrat Oberägeri ist der Meinung, dass ein P-Amtsblatt mit entgeltlichem Abonnement 

sehr wünschbar wäre. Die Informationssuche auf den verschiedenen digitalen Informationska-

nälen der kantonalen Verwaltung ist sehr zeitaufwändig und mühsam. Es besteht aus Sicht des 

Kirchenrates auch die Gefahr, dass eine wesentliche Information übersehen wird. Das E-Amts-

blatt ist unübersichtlich, schlecht bzw. uneinheitlich gestaltet  und auf einem Mobilgerät nur 

schwer lesbar. Dies gilt sinngemäss auch für die ausgedruckte Version.  

 

Der Kirchenrat Oberägeri unterstützt deshalb das Vorhaben zur Wiedereinführung eines P-

Amtsblattes, allenfalls mit Marktteil, vollumfänglich. 

 

Menzingen 

Der Kirchenrat Menzingen hat sich dafür entschieden, dass die Änderung des Publikationsge-

setzes im Sinne der Regierung auf den Weg gebracht werden kann. 

 

Baar 

Seitens der Katholischen Kirchgemeinde Baar wird gegen diese Vorlage kein Einwand vorge-

bracht.  

 

Risch 

Einleitung 

Der Kirchenrat begrüsst grundsätzlich die Möglichkeit, amtliche Mitteilungen elektronisch zur 

Verfügung zu stellen. Gleichzeitig ist er jedoch besorgt, dass die aktuelle digitale Darstellungs-

form des Amtsblatts in ihrer jetzigen Gestaltung den Bürgerinnen und Bürgern keinerlei Über-

sicht mehr bietet und damit wichtige Informationen untergehen. 

 

Sachverhalt 

Das Amtsblatt des Kantons Zug wird seit einiger Zeit elektronisch geführt und kann bei den 

Einwohnergemeinden in gedruckter Form (P-Amtsblatt) bezogen werden. Es beinhaltet keinen 

Marktplatz. Das heutige P-Amtsblatt gliedert sämtliche Publikationen in einem langen chronolo-

gischen Fluss ohne Gliederung nach Gemeindearten oder konkreten Gemeinden. Die heutige 

Darstellung des P-Amtsblatts ist unübersichtlich und schlecht strukturiert.  So werden die Mittei-

lungen nicht mehr unter den einzelnen Gemeinden (Einwohner-, Bürger-, Kirchgemeinden, etc.) 

aufgeführt, sondern in einer unübersichtlichen Weise präsentiert. Die ursprüngliche Struktur 

des alten Amtsblatts erlaubte es den Bürgerinnen und Bürgern, schnell und gezielt die für sie 

relevanten Mitteilungen zu finden. 

 

Probleme der aktuellen Lösung 

Der Kirchenrat ist der Meinung, dass die Lesbarkeit des Amtsblatts sehr unübersichtlich ist. 

Fehlende thematische und territoriale Gliederung zwingt zu aufwändiger Such - und Filterarbeit. 
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Der Kirchenrat geht davon aus, dass viele Adressaten das Amtsblatt nicht mehr konsultieren, 

weil sie den Aufwand und die Unübersichtlichkeit scheuen. Wichtige Beschlüsse, Erlasse oder 

Fristen drohen unbemerkt zu bleiben, was die Transparenz und Rechtssicherheit mindern.  

 

Jede Bürgerin und jeder Bürger hat Anspruch auf raschen Zugang zu behördlichen Informatio-

nen. Eine klare Struktur und lesefreundliche Gestaltung fördert die Wahrnehmung dieses 

Rechts und stärkt das Vertrauen.  

 

Die katholische Kirchgemeinde Risch begrüsst die Wiedereinführung eines gedruckten Amts-

blatts mit Marktblatt, sofern dies in guter strukturierter Gliederung dargestellt wird.  So kann das 

Amtsblatt des Kantons Zug seine Aufgabe als verlässliches und zugängliches Informationsme-

dium wieder vollumfänglich erfüllen. 

 

Walchwil 

Zum Entwurf des Berichts und Antrags des Regierungsrats an den Kantonsrat betreffend Ände-

rung des Publikationsgesetztes und zum Entwurf des geänderten Publikationsgesetztes gibt es 

keine Einwendungen oder Ergänzungen von Seiten der Kirchgemeinde Walchwil . 

 

Weitere Kirchgemeinden 

Verzicht auf Stellungnahme. 

5.2.4. Korporationsgemeinden 

Verzicht auf Stellungnahme. 

5.2.5. Fazit 

 

Der Regierungsrat stellt fest, dass die Vorlage sowohl auf Zustimmung als auch auf Ablehnung 

stösst. Einigkeit besteht allseits darüber, dass die Publikation eines P-Amtsblatts mit einem 

nichtamtlichen Anzeigenteil («Marktblatt») keine öffentliche, sondern eine private Aufgabe dar-

stellt. Begrüsst wird auch, dass für das P-Amtsblatt die Möglichkeit eines Abonnements ge-

schaffen wird, wobei die Vorlage bezüglich Entgeltlichkeit des Abonnements noch bestimmte 

Unklarheiten aufweise. Uneinigkeit besteht in der Frage, ob es für die Umsetzung des Postu-

lats einer Gesetzesänderung bedarf. Abgesehen davon wird teilweise die Auffassung vertreten, 

dass einem P-Amtsblatt mit nichtamtlichem Anzeigenteil («Markblatt») ohnehin kein wirtschaft-

licher Erfolg beschieden sein dürfte beziehungsweise für eine solches P-Amtsblatt gar kein Be-

dürfnis auszumachen sei. Teilweise wird auch dafürgehalten, dass die aktuelle Gesetzeslage 

bereits ausreichend sei, um ein solches P-Amtsblatt zu lancieren. In diesem Zusammenhang 

wird vor allem vorgebracht, dass der Regierungsrat einer parlamentarischen Bitte (sprich: ei-

nem Postulat) Folge zu leisten habe. Weiter besteht teilweise Uneinigkeit bezüglich der Ent-

geltlichkeit eines Abonnements, dies insbesondere für den Fall, dass das P-Amtsblatt mit ei-

nem nichtamtlichen Anzeigenteil («Marktblatt») durch private Dritte publiziert werde. Eine wei-

tere Überlegung geht dahin, dass das Markblatt zusätzlich oder beim Nichtzustandekommen 

eines Vertrags mit Dritten nur digital zur Verfügung gestellt wird. Schliesslich wird teilweise mo-

niert, dass es sowohl dem E-Amtsblatt als auch dem P-Amtsblatt an Übersichtlichkeit und Le-

sefreundlichkeit mangle.  

 

Der Regierungsrat verweist mit Bezug auf die Notwendigkeit einer Gesetzesänderung noch-

mals auf Ziff. 6 des vorliegenden Berichts. Er hält an den dort gemachten rechtlichen Ausfüh-

rungen fest. Er ist der festen Überzeugung, dass sowohl für die Umsetzung des Postulats als 

auch für die Einführung eines entgeltlichen Abonnements für das P-Amtsblatt die entsprechen-

den gesetzlichen Grundlagen geschaffen werden müssen. Die Frage, ob ein P -Amtsblatt mit 
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einem nichtamtlichen Anzeigenteil («Marktblatt») auf dem Markt erfolgreich sei, tangiert die 

Frage der rechtlichen Grundlagen nicht. Die geänderten bzw. neuen Bestimmungen verpflich-

ten den Regierungsrat einzig dazu, die Ausschreibung für ein P-Amtsblatt mit einem nichtamtli-

chen Anzeigenteil («Marktblatt») nach submissionsrechtlichen Vorschriften vorzunehmen. Der 

Markterfolg obliegt dagegen privaten Dritten. Bezüglich Übersichtlichkeit und Lesefreundlich-

keit des E-Amtsblatts und des P-Amtsblatts ist daran zu erinnern, dass das Amtsblatt des Kan-

tons Zug auf einem seit Jahrzehnten bewährten und bereits von elf Kantonen verwendeten 

Amtsblatt basiert, nämlich dem Schweizerischen Handelsamtsblatt SHAB. Das System bietet 

im Unterschied zum einstmaligen P-Amtsblatt vielfältige Möglichkeiten, die gewünschten Mittei-

lungen gezielt aufzufinden (z.B. mittels Suchfunktion, Filter etc.).  

 

Im Zusammenhang mit der Abonnementsregelung in § 7d Abs. 2a und Abs. 2b PublG-ZG (neu) 

ergibt sich aufgrund von Rückmeldungen im Rahmen der externen Vernehmlassung im Ver-

gleich zur Vernehmlassungsvorlage ein Anpassungsbedarf (vgl. dazu Ziff. 6.5. und 6.6.). 

 

 

6. Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen 

6.1. Ingress (redaktionelle Anpassung) 

 

Im Ingress des Publikationsgesetzes wird bezüglich der dort zitierten Verfassung des Kantons 

Zug der Kurztitel (Kantonsverfassung) und die Abkürzung (KV) aufgenommen (redaktionelle 

Anpassung; vgl. BGS 111.1): 

 

«…. Verfassung des Kantons Zug (Kantonsverfassung, KV) vom 31. Januar 1894 ….» 

6.2. § 7b Abs. 5 (geändert) 

 

§ 7b Abs. 5 (geändert) soll wie folgt lauten: 

 

«Das P-Amtsblatt kann enthält neben dem amtlichen Teil auch einen nichtamtlichen Teil mit 

Anzeigenteil enthalten («Marktblatt»), sofern nach Massgabe der submissionsrechtlichen 

Vorschriften die Publikation des P-Amtsblatts in diesem Umfang durch Vertrag Dritten 

übertragen werden kann (§ 7a Abs. 2). Im nichtamtlichen Teil dürfen keine rechts- und sitten-

widrigen Anzeigen veröffentlicht werden. Im Streitfall entscheidet die Staatskanzlei.»  

 

Die vormalige «Kann-Bestimmung» wird somit durch eine zwingende Norm ersetzt («Das P-

Amtsblatt enthält ...»), die allerdings unter einer Bedingung steht: Das P-Amtsblatt enthält ne-

ben dem amtlichen Teil nur dann zwingend auch einen nichtamtlichen Anzeigenteil («Markt-

blatt»), sofern – gegebenenfalls nach einer öffentlichen Ausschreibung6 – die Publikation des 

P-Amtsblatts in diesem Umfang auch tatsächlich durch Vertrag Dritten übertragen werden 

kann. Im Unterschied zur aktuell geltenden Bestimmung verpflichtet damit das Gesetz den Re-

gierungsrat, eine erste öffentliche Ausschreibung für die Publikation eines P-Amtsblatts mit 

amtlichem Teil und nichtamtlichem Anzeigenteil («Marktblatt») und nachgelagert gegebenen-

falls eine zweite öffentliche Ausschreibung für die Publikation eines P-Amtsblatts nur mit 

amtlichem Teil und ohne nichtamtlichen Anzeigenteil («Marktblatt») vorzunehmen (vgl. dazu 

Ziff. 7.1.: Gestaffelte öffentliche Ausschreibung).  

 

Der Regierungsrat hat stets den Standpunkt vertreten, dass die Publikation eines P-Amtsblatts 

mit nichtamtlichem Anzeigenteil («Marktblatt») keine staatliche Aufgabe darstellt und der 

Staat im umgekehrten Fall privat Anbietende konkurrenzieren würde (vgl. Bericht und Antrag 

 
6 Gegebenenfalls sind auch niederstufigere Verfahren (Freihandvergaben, Einladungsverfahren) möglich.  
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des Regierungsrats vom 27. Oktober 2020, Vorlage 3153.1 - 16430, S. 11, Ziff. 7.6.). Hinsicht-

lich der altrechtlichen Bestimmungen argumentierte er, dass der damalige § 6 Abs. 1 (Publika-

tion von Anzeigen natürlicher und juristischer Personen) und der damalige § 6 Abs. 2 (Bestim-

mung bezüglich eines nichtamtlichen Anzeigenteils) nach Sinn und Zweck in Verbindung mit 

dem damaligen § 10 Abs. 1 (Herausgabe des Amtsblatts) so auszulegen gewesen seien, dass 

die Bewirtschaftung eines nichtamtlichen Anzeigenteils (sog. «Marktblatt») eine private Auf-

gabe darstelle. Mit anderen Worten seien diese Bestimmungen nur für den Fall gedacht gewe-

sen, dass der Regierungsrat die Herausgabe des Amtsblatts aufgrund einer öffentlichen Aus-

schreibung durch Vertrag einem privaten Herausgeber überträgt, wie dies mit der damaligen 

Speck Medien AG auch der Fall gewesen sei. Eine gegenteilige Rechtsauslegung habe sich 

auch aus den Materialien zum Publikationsgesetz nicht entnehmen lassen (vgl. auch Fussnote 

4). Die vorberatende Kommission des Kantonsrats stimmte dieser Argumentation im Kern 

ebenfalls zu (Bericht und Antrag der vorberatenden Kommission vom 11. März 2021, Vorlage 

Nr. 3153.3 - 16647, S. 6, Ziff. 4.7.). An diesem Grundsatz gilt es festzuhalten. Aus diesem 

Grunde soll das P-Amtsblatt nebst dem amtlichen Teil nur dann einen nichtamtlichen Anzeigen-

teil («Marktblatt») enthalten, wenn nach der öffentlichen Ausschreibung die Publikation des P-

Amtsblatts in diesem Umfang tatsächlich durch Vertrag Dritten übertragen werden kann. So ge-

sehen kann jedoch immerhin gesagt werden, dass durch die gesetzliche Verankerung der Pub-

likation des nichtamtlichen Anzeigenteils («Marktblatt») eine beschränkt-staatliche Aufgabe 

geschaffen wird, für die im vorliegenden Kontext das Submissionsrecht zur Anwendung ge-

langt.  

 

Für den Fall, dass nach einer öffentlichen Ausschreibung ein Vertrag zwecks Publikation des 

P-Amtsblatts mit einem nichtamtlichen Anzeigenteil («Marktblatt») durch Dritte nicht zustande 

kommt, sieht § 7b Abs. 5a (neu) eine entsprechende Regelung vor (vgl. dazu Ziff. 6.3.).  

6.3. § 7b Abs. 5a (neu) 

 

§ 7b Abs. 5a (neu) soll wie folgt lauten: 

 

«Sofern ein Vertrag zwecks Publikation des P-Amtsblatts mit amtlichem Teil und nicht-

amtlichem Anzeigenteil («Marktblatt») durch Dritte nicht zustande kommt (§ 7a Abs. 2), 

enthält das P-Amtsblatt einzig den amtlichen Teil.» 

 

Diese neue Bestimmung steht in Zusammenhang mit der in § 7b Abs. 5 neu enthaltenen Bedin-

gung («…. sofern ….») und regelt den Fall, in welchem die Bedingung nicht eintritt. Wenn die 

besagte Bedingung nicht eintritt, dann enthält das P-Amtsblatt einzig den amtlichen Teil. Die 

Begründung hierfür kann unter Ziff. 6.2. entnommen werden (→ Publikation eines P-Amtsblatts 

mit nichtamtlichem Anzeigenteil [«Marktblatt»] ist keine staatliche Aufgabe, sondern eine pri-

vate).  

 

Diese neue Bestimmung dient insbesondere auch dazu, dass eine öffentliche Ausschreibung 

für die Publikation eines P-Amtsblatts mit und ohne nichtamtlichem Anzeigenteil («Marktblatt») 

gestaffelt erfolgen kann (vgl. Ziff. 7.1.: Gestaffelte öffentliche Ausschreibung).  

6.4. § 7d (Überschrift geändert) 

 

Die Überschrift zu § 7d soll wie folgt geändert werden: 

 

«Einsichtnahme; Abonnement und Gebühren» 
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Die geänderte Überschrift trägt dem Umstand Rechnung, dass in § 7d Abs. 2a (neu) die Mög-

lichkeit eines Abonnements für das P-Amtsblatt geregelt wird (vgl. Ziff. 6.5. und 6.6.). 

6.5. § 7d Abs. 2a (neu) 

 

§ 7d Abs. 2a (neu) soll wie folgt lauten: 

 

«Das P-Amtsblatt mit amtlichem Teil kann bei der Staatskanzlei mit einem Abonnement 

entgeltlich bezogen werden, sofern ein Vertrag zwecks Publikation des P-Amtsblatts mit 

amtlichem Teil und nichtamtlichem Anzeigenteil («Marktblatt») oder nur mit amtlichem 

Teil durch Dritte nicht zustande kommt. Der Regierungsrat genehmigt die Abonnements-

preise.» 

 

Vorrang im Sinne dieser Vorlage hat gestützt auf § 7b Abs. 5 PublG-ZG ein P-Amtsblatt mit 

amtlichem Teil und nichtamtlichem Anzeigenteil («Marktblatt»). Voraussetzung hierfür ist, dass 

diesbezüglich ein Vertrag zwecks Publikation eines solches P-Amtsblatts zustande kommt. In 

diesem Fall obliegt es der oder dem Dritten, ein Abonnement anzubieten. Bei der Staatskanzlei 

kann das P-Amtsblatt (amtlicher Teil) hingegen nur dann mit einem Abonnement bezogen wer-

den, wenn ein Vertrag zwecks Publikation des P-Amtsblatts mit amtlichem Teil und nichtamtli-

chem Anzeigenteil («Marktblatt») oder nur mit amtlichem Teil durch Dritte nicht zustande 

kommt. Denn private Dritte dürften wohl nicht daran interessiert sein, ein Abonnement anzubie-

ten, wenn das P-Amtsblatt gleichzeitig auf der Staatskanzlei, im Staatsarchiv und bei den Ein-

wohnergemeinden unentgeltlich und bei der Staatskanzlei mit einem Abonnement entgeltlich , 

jedoch zu einem wohlfeilen Preis, bezogen werden kann. Mithin wäre es nahezu aussichtslos, 

eine Anbieterin bzw. einen Anbieter zu finden. Aus diesem Grunde hat ein bei der Staatskanz-

lei zu lösendes Abonnement nur subsidiären Charakter.  

 

Da das P-Amtsblatt in jedem Fall den amtlichen Teil enthält (§ 7b Abs. 1-4 PublG-ZG), muss 

der Regierungsrat bei einer Abonnementslösung aus rechtsstaatlichen Überlegungen die Zu-

gänglichkeit und den Erwerb auf einem wohlfeilen Niveau sicherstellen. Das rechtfertigt im 

Sinne eines minimalen Eingriffs in die Wirtschaftsfreiheit das Korrektiv des konstitutiven Ge-

nehmigungsvorbehalts für die Abonnementspreise. Dasselbe galt gestützt auf Ziff. 2.02 des da-

maligen Konzessionsvertrags betreffend Gesamtherstellung und Vertrieb des «Amtsblatt des 

Kantons Zug», abgeschlossen am 3./10. September 2002 zwischen dem Kanton Zug und der 

damaligen Speck Medien AG und Speck Print AG, Zug, auch unter altem Recht. Es macht da-

bei keinen Unterschied, ob es sich um ein P-Amtsblatt mit oder ohne nichtamtlichen Anzeigen-

teil («Marktblatt») handelt, muss sich das P-Amtsblatt mit nichtamtlichem Anzeigenteil («Markt-

blatt») doch via die Inserateneinnahmen finanzieren. Ein Abonnementspreis für das P-Amts-

blatt lässt sich auch unter dem Gesichtspunkt vertreten, dass d ie Einsichtnahme in das mass-

gebliche E-Amtsblatt sowie dessen Herunterladen für die individuelle Bearbeitung unentgeltlich 

bleiben (vgl. § 7 Abs. 3 und § 7d Abs. 1 PublG-ZG). 

 

In diesem Zusammenhang ist auch nochmals auf die Debatte im Kantonsrat betreffend unent-

geltliches Abonnement für das P-Amtsblatt hinzuweisen. Einen Antrag betreffend Gratisabon-

nement des P-Amtsblatts bezüglich des amtlichen Teils lehnte der Rat mit 53 zu 16 Stimmen 

ab (Sitzung des Kantonsrats vom 26. August 2021, Protokollziffer 868, S. 1908). Die Möglich-

keit eines Gratisabonnements wurde ferner bereits in der vorberatenden Kommission mit 13 zu 

2 Stimmen verworfen (vgl. Bericht und Antrag der vorberatenden Kommission vom 11. März 

2021; Vorlage Nr. 3153.3 - 16647, Ziff. 4.9., S. 8).  

 

Unverändert bleibt der vom Kantonsrat auf Antrag der vorberatenden Kommission erlassene 

§ 7d Abs. 2 PublG-ZG: «Die aktuelle Fassung des P-Amtsblatts kann auf der Staatskanzlei, im 
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Staatsarchiv und bei den Einwohnergemeinden unentgeltlich bezogen werden .» Im Rahmen 

der öffentlichen (gegebenenfalls gestaffelten) Ausschreibung wird die Auftragnehmerin bzw. 

der Auftragnehmer zu verpflichten sein, den in § 7d Abs. 2 PublG-ZG genannten Behörden 

eine bestimmte Anzahl von P-Amtsblättern kostenlos zu liefern (vgl. dazu auch § 7d Abs. 3 

PublG-ZG: «Der Regierungsrat bezeichnet die Behörden, Amts- und weiteren Stellen, denen in 

gedruckter Form die GS, die BGS und das Amtsblatt unentgeltlich zugestellt werden.»), und 

zwar unabhängig davon, ob das P-Amtsblatt einen nichtamtlichen Anzeigenteil («Marktblatt») 

enthält oder nicht. Aktuell werden von der Multicolor Print AG insgesamt 400 unentgeltliche 

Exemplare an P-Amtsblättern im Sinne von § 7d Abs. 2 PublG-ZG gedruckt (anfänglich belief 

sich diese Zahl auf 1000 Exemplare). Es darf angenommen werden, dass sich die Zahl der un-

entgeltlichen Exemplare mit der Möglichkeit eines entgeltlichen Abonnements weiter reduzieren 

wird.  

 

Die Möglichkeit gemäss § 7d Abs. 2 PublG-ZG, das P-Amtsblatt unentgeltlich zu beziehen, 

steht schliesslich auch nicht in Widerspruch zu einem entgeltlichen Abonnement gemäss § 7d 

Abs. 2a (neu), wird im letzteren Fall doch eine andere Form der Leistungserbringung in An-

spruch genommen, für die entsprechende Kosten gerechtfertigt sind. Ein «Gratis-Abonne-

ment», mithin die unentgeltliche Zustellung des Amtsblatts  durch den Kanton, wollte der Ge-

setzgeber im Übrigen – wie bereits ausgeführt – schon bei der letztmaligen Änderung des Pub-

likationsgesetzes nicht (Bericht und Antrag der vorberatenden Kommission vom 11. März 2021, 

Vorlage Nr. 3153.3 - 16647, S. 7 f.).  

 

Mit dieser Änderung des Publikationsgesetzes wird zugleich eine ausreichende gesetzliche 

Grundlage im Sinne des Gesetzes über den Finanzhaushalt des Kantons und der Gemeinden 

(Finanzhaushaltgesetz, FHG) vom 31. August 2006 (BGS 611.1) für eine (durch die Erhebung 

von Abonnementsgebühren allein) nicht kostendeckende Zustellung des Amtsblatts  und mithin 

die Schaffung einer neuen Ausgabe gelegt. Wenn die Ausgabe durch die Rechtsgrundlage 

«grundsätzlich und dem Umfang» nach vorgeschrieben wird, oder zur Erfüllung der Verwal-

tungsaufgabe unbedingt erforderlich ist, liegt eine gebundene Ausgabe vor (§ 26 Abs. 1 FHG).  

Vgl. dazu: Aktennotiz von Rechtsanwalt Dr. iur. Oliver Bucher, BAUR HÜRLIMANN AG, Baden, 

vom 13. Dezember 2024, N 2 und N 16 - 21: Beilage 1.  

6.6. § 7d Abs. 2b (neu) 

 

§ 7d Abs. 2b (neu) soll wie folgt lauten: 

 

«Sofern ein Vertrag zwecks Publikation des P-Amtsblatts mit amtlichem Teil und nicht-

amtlichem Anzeigenteil («Marktblatt») oder nur mit amtlichem Teil durch Dritte zustande 

kommt, ist es der oder dem Dritten überlassen, das Abonnement entweder entgeltlich 

oder unentgeltlich anzubieten. Der Regierungsrat genehmigt die Abonnementspreise.» 

 

Für das P-Amtsblatt mit amtlichem Teil und nichtamtlichem Anzeigenteil («Marktblatt») bietet 

eine Dritte bzw. ein Dritter das Abonnement an (→ Publikation des «Marktblatts» ist keine 

staatliche Aufgabe). Dabei besteht für Dritte die Wahlfreiheit, das Abonnement entweder ent-

geltlich oder unentgeltlich anzubieten. Eine Genehmigung der Abonnementspreise durch den 

Regierungsrat ist auch hier angezeigt. Da das P-Amtsblatt in jedem Fall den amtlichen Teil ent-

hält (§ 7b Abs. 1-4 PublG-ZG), muss der Regierungsrat bei einer Abonnementslösung aus 

rechtsstaatlichen Überlegungen die Zugänglichkeit und den Erwerb auch dann auf einem wohl-

feilen Niveau sicherstellen, wenn dieses von Dritten publiziert wird. Das rechtfertigt im Sinne 

eines minimalen Eingriffs in die Wirtschaftsfreiheit das Korrektiv des konstitutiven Genehmi-

gungsvorbehalts für die Abonnementspreise (vgl. zum Ganzen Ziff. 6.5.).  
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6.7. § 7d Abs. 2c (neu) 

 

§ 7d Abs. 2c (neu) soll wie folgt lauten: 

 

«Veröffentlichungen im nichtamtlichen Anzeigenteil des P-Amtsblatts («Marktblatt»; § 7b 

Abs. 5) sind kostenpflichtig. Die mit der Publikation des P-Amtsblatts beauftragten Drit-

ten setzen die Inseratenpreise fest.» 

 

Diese Bestimmung bildet die formalgesetzliche Grundlage für das Business des mit der Publi-

kation des P-Amtsblatts beauftragten Dritten. Der Staat kann bei den Inseratenpreisen die 

Preisfestsetzung den Dritten bzw. dem freien Markt überlassen. Es liegt im Geschäftsinteresse 

der Anbieterin oder des Anbieters, konkurrenzfähige Preise festzusetzen.  

6.8. § 7d Abs. 3 (geändert) 

 

§ 7d Abs. 3 (geändert) soll wie folgt lauten:  

 

«Der Regierungsrat bezeichnet die Behörden, Amts- und weiteren Stellen, denen in gedruckter 

Form die GS, die BGS und das P-Amtsblatt unentgeltlich zugestellt werden wird.» 

 

Die Kompetenz des Regierungsrats ist delegiert (→ Delegation an die Staatskanzlei für den 

erstinstanzlichen Entscheid über die Gratisabgabe der Amtlichen Sammlung, der Bereinigten 

Gesetzessammlung und des Amtsblattes an Behörden, Amts- und weitere Stellen; § 11 Abs. 1 

der Delegationsverordnung [DelV] vom 28. November 2017; BGS 153.3). 

 

Betreffend GS und BGS ist diese Bestimmung überholt. Seit 1. Januar 2018 publiziert der Kan-

ton die Gesetzessammlungen des Kantons Zug ausschliesslich elektronisch (§ 5 Abs. 1 PublG-

ZG). Eine Zustellung der GS und BGS an die Behörden, Amts- und weiteren Stellen findet seit-

her nicht mehr statt. An der Möglichkeit der Zustellung des Amtsblatts an die Behörden, Amts - 

und weiteren Stellen sowie an der Unentgeltlichkeit der Zustellung wird hingegen festgehalten, 

sollen doch gemäss Weisung der Finanzdirektion betreffend «Interne Verrechnungen und Akti-

vierung von Eigenleistungen» vom 22. Januar 2024 in der Finanzbuchhaltung interne Verrech-

nungen die Ausnahme bleiben, weil sie die Erfolgsrechnung unnötig aufblähen. 

 

Der Regierungsrat wird in § 11 Abs. 1 DelV die entsprechenden Anpassungen vorzunehmen 

haben (→ Delegation an die Staatskanzlei für den erstinstanzlichen Entscheid über die Gratis-

abgabe der Amtlichen Sammlung, der Bereinigten Gesetzessammlung und des P-Amtsblatts an 

Behörden, Amts- und weitere Stellen).  

 

 

7. Vergaberechtliche Aspekte 

 

Im Hinblick auf eine öffentliche Ausschreibung für die Publikation des P-Amtsblatts gilt es 

nachfolgend einige vergaberechtliche Aspekte zu beleuchten.  

7.1. Gestaffelte öffentliche Ausschreibung 

 

Aufgrund der geänderten bzw. neuen Bestimmungen in dieser Vorlage wird die öffentliche Aus-

schreibung – sofern eine freihändige Vergabe nicht möglich ist (vgl. dazu Ziff. 7.2.) – gegebe-

nenfalls gestaffelt erfolgen müssen:  
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▪ erste öffentliche Ausschreibung für die Publikation eines P-Amtsblatts mit amtlichem 

Teil und nichtamtlichem Anzeigenteil («Marktblatt»); und nachgelagert gegebenenfalls  

 

▪ zweite öffentliche Ausschreibung für die Publikation eines P-Amtsblatts nur mit amt-

lichem Teil und ohne nichtamtlichen Anzeigenteil («Marktblatt»).  

 

Die gestaffelte öffentliche Ausschreibung ist der bedingt zwingenden Norm geschuldet, ge-

mäss der ein P-Amtsblatt mit amtlichem Teil und nichtamtlichem Anzeigenteil («Marktblatt») 

nur dann realisiert wird, sofern nach der ersten öffentlichen Ausschreibung die Publikation 

des P-Amtsblatts in diesem Umfang durch Vertrag Dritten übertragen werden kann  (§ 7b Abs. 5 

[geändert] und § 7b Abs. 5a [neu] PublG-ZG). Die Vergabestelle muss notwendigerweise die 

Möglichkeit haben, die öffentliche Ausschreibung so zu gestalten, dass für den Fall eines 

Nicht-Zustandekommens eines Vertrags betreffend Publikation eines P-Amtsblatts mit amtli-

chem Teil und nichtamtlichem Anzeigenteil («Marktblatt») eine zweite öffentliche Ausschrei-

bung für die Publikation eines P-Amtsblatts nur mit amtlichem Teil und ohne nichtamtlichen 

Anzeigenteil («Marktblatt») vorgenommen werden kann. Hierfür liefern die geänderten bzw. 

neuen Bestimmungen in dieser Vorlage die entsprechenden rechtlichen Grundlagen. Eine 

gleichzeitige Ausschreibung für die beiden unterschiedlichen P-Amtsblätter würde hingegen zu 

erheblichen Planungsunsicherheiten für Anbieterinnen bzw. Anbieter führen, so dass realisti-

scherweise kaum Angebote eingehen würden.  

 

Der Regierungsrat wird die Staatskanzlei mit den jeweiligen Ausschreibungen beauftragen.  

7.2. Vergaberechtliche Abklärungen 

 

Zwecks Abklärung der vergaberechtlichen Situation im Zusammenhang mit der Einführung ei-

nes kostenpflichtigen Abonnements hat die Staatskanzlei Rechtsanwalt Dr. iur. Oliver Bucher, 

BAUR HÜRLIMANN AG, Baden, mit Schreiben vom 30. Oktober 2024 beauftragt, folgende 

Frage zu beantworten7:  

 

▪ Kann bzw. darf die Einführung eines kostenpflichtigen Abonnements für das P -Amts-

blatt aus vergaberechtlicher und vertraglicher Sicht ohne Ausschreibung erfolgen? 

 

Der Abklärungsauftrag erfolgte zwar noch unter der Prämisse, dass im Sinne der grundsätzli-

chen Haltung des Regierungsrats (vgl. Ziff. 3.1.) eine öffentliche Ausschreibung für die Publika-

tion eines P-Amtsblatts ohne nichtamtlichen Anzeigenteil («Marktblatt») vorgenommen würde. 

Für die hier interessierenden Rechtsfragen trifft das indessen nichts an.  

 

 
7 Ein weiterer vergaberechtlicher Abklärungsauftrag betraf die Frage betreffend Wiedereinführung und 
Integration des Inseratenteils in das Amtsblatt. Diesbezüglich wird auf die Vorlage 3602.2 - 17723 und 
insbesondere auf Beilage 1 (Aktennotiz von Rechtsanwalt Dr. iur. Oliver Bucher, BAUR HÜRLIMANN AG, 
Baden, vom 22. Mai 2024: Beilage 2) verwiesen. Diese Abklärungen ergaben unter anderem, dass das 
im Vorfeld eines Vergabeverfahrens einstmals in Erwägung gezogene Betrauen der Multicolor Print AG 
mit umfassenden Abklärungen zum (technischen) Ablauf der Produktion und Integration des Inseraten-
teils «Marktblatt» (sog. Konzept) sich im darauffolgenden Beschaffungsverfahren als unzulässige Vorbe-
fassung hätte auswirken können, sofern und soweit die Multicolor Print AG im Zuge dieser Vorabklärun-
gen einen wettbewerblich relevanten Wissensvorsprung erlangt hätte, der nicht durch Kompensations-
massnahmen zu Gunsten der anderen Anbieter ausgeglichen hätte werden können (vgl. Aktennotiz vom 
22. Mai 2024, N 1). Auf Seiten der Multicolor Print AG resultiert jedoch allein aufgrund ihrer bisherigen 
Tätigkeit (Druck und Zustellung der Printversion des Amtsblatts des Kantons Zug [P-Amtsblatt]) kein 
vergaberechtlich relevanter Wissensvorsprung, der einer Neubewerbung entgegensteht (vgl. dazu Ziff. 
7.2.).  
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Für den Druck und die Zustellung der Printversion des Amtsblatts des Kantons Zug (P -Amts-

blatt; amtlicher Teil) wurde die Multicolor Print AG beauftragt (Vertrag zwischen der Staats-

kanzlei und der Multicolor Print AG vom 20./23. Dezember 2022). Dieser Vertrag ist befristet 

bis am 31. Dezember 2026. Der Vertrag kann einmalig höchstens um weitere vier Jahre verlän-

gert werden. Gemäss Vertrag ist nebst dem Druck die wöchentliche Zustellung (Auflage von 

1000 Stück) an die Staatskanzlei, das Staatsarchiv sowie die Stadt- und Gemeindeverwaltun-

gen geschuldet. Aktuell handelt es sich noch um eine Auflage von 400 Stück. Die entgeltliche 

Zustellung an private Abonnenten ist gestützt auf den aktuellen Vertrag nicht geschuldet. Die 

Belieferung diverser Endkunden samt Abonnementverwaltung würde gegenüber der Beliefe-

rung von lediglich 13 Standorten eine deutliche Erweiterung bzw. Mehrleistung darstellen, die 

einer Vertragsanpassung und einer entsprechenden Vergabe bedürfte (vgl. Aktennotiz von 

Rechtsanwalt Dr. iur. Oliver Bucher, BAUR HÜRLIMANN AG, Baden, vom 13. Dezember 2024, 

N 23: Beilage 1).  

 

Aus der Aktennotiz vom 13. Dezember 2024, N 3 - 6, ergibt sich zusammenfassend insbeson-

dere folgendes: 

 

«Das Angebot eines kostenpflichtigen Abonnements samt Versand ist vom aktuellen Ver-

trag mit der Multicolor Print AG nicht umfasst. Zwar besteht gemäss geltendem Vertrag 

eine vorzeitige Auflösungsmöglichkeit, wenn sich die gesetzlichen Grundlagen verändert 

haben; indessen ist aufgrund des Vertragswortlauts und des exemplarisch genannten Bei-

spiels einer zulässigen vorzeitigen Vertragsauflösung eine vorzeitige Kündigung in rechtli-

cher Hinsicht (zur Vermeidung von etwaigen Schadenersatzansprüchen) nicht unprobl ema-

tisch. Möchte man daher das Bezahl-Abonnement für das P-Amtsblatt vor Ablauf der or-

dentlichen Vertragsdauer (31. Dezember 2026) einführen, so ist eine einvernehmliche 

Vertragsanpassung empfehlenswert. Möglich wäre die Vereinbarung, wonach Multicolor 

Print AG (nebst den Amtsstellen): 

 

- auch die Endkunden mit dem P-Amtsblatt beliefert; oder 

 

- ein Drittunternehmen beliefert, welches die Belieferung der Endkunden übernimmt.  

 

Dabei handelt es sich um eine wesentliche Änderung der ursprünglich ausgeschriebenen 

Dienstleistung, weshalb die Anforderungen des Beschaffungsrechts einzuhalten sind. Un-

abhängig vom Auftragswert wäre zumindest eine freihändige Vergabe an die Multicolor 

Print AG zulässig, sofern ein Wechsel des Anbieters aus wirtschaftlichen oder technischen 

Gründen nicht möglich wäre, erhebliche Schwierigkeiten oder substanzielle Mehrkosten 

verursachen würde.  

 

Empfehlung: Die erforderliche Änderung des Publikationsgesetzes sowie die Vorbereitung 

und Ausschreibung des neuen Auftrages werden eine gewisse Zeit in Anspruch nehmen. 

Eine vorzeitige Kündigung des Vertrages mit Multicolor Print AG (Vertragsdauer bis 31. De-

zember 2026) wird sich kaum rechtfertigen und ggf. nicht erforderlich sein.  

 

Der Druck und Versand des Amtsblatts nach Ablauf der ordentlichen Vertragsdauer (not-

falls nach einer einvernehmlichen Verlängerung des Vertrages, z.B. um ein Jahr) kann ge-

samthaft neu ausgeschrieben werden, allenfalls mit unterschiedlichen Optionen hinsich tlich 

des geschuldeten Leistungsumfangs.» 

 

Im Hinblick auf eine neue öffentliche Ausschreibung gilt es eine Schadenersatzpflicht des Kan-

tons gegenüber der Multicolor Print AG zu vermeiden. Eine Schadenersatzpflicht gegenüber 

der Multicolor Print AG würde aller Voraussicht nach aber lediglich dann resultieren, wenn ein 
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laufender Vertrag vor dessen Ende gekündigt wird. Von daher ist darauf zu achten, dass bei 

einer Neuausschreibung der Leistungen der Vertragsbeginn erst auf das Ende des derzeit noch 

laufenden Vertrags mit der Multicolor Print AG vorgesehen wird. Ein noch laufendes Vertrags-

verhältnis ändert allerdings nichts an der Möglichkeit, dass sich die Multicolor Print AG im Hin-

blick auf eine neue Vergabe wieder für den Zuschlag bewerben kann. Schliesslich ist – wie 

schon gesagt – eine Verlängerung des derzeit noch laufenden Vertrags mit der Multicolor Print 

AG um weitere vier Jahre vertraglich vorgesehen und damit zulässig. Allerdings ist eine solche 

Verlängerung nur einmal (und mithin nicht gestaffelt) möglich, so dass die Verlängerungsdauer 

mit Bedacht zu wählen ist. Wird die vertraglich vereinbarte Laufzeit eingehalten bzw. der Ver-

trag um beispielsweise weitere zwei Jahre verlängert, so resultieren keine Schadenersatz-

pflichten des Kantons. Angesichts der Dauer, die eine Gesetzesänderung in Anspruch nimmt, 

liegt die Notwendigkeit einer Vertragsverlängerung auf der Hand (vgl. Ziff. 10: Zeitplan).  

 

 

8. Parlamentarischer Vorstoss  

 

Mit der Umsetzung dieser Gesetzesrevision wird das teilerheblich erklärte Postulat betreffend 

Wiedereinführung eines gedruckten Amtsblatts mit Marktblatt ein (Vorlage Nr. 3602.1 - 17390) 

– soweit möglich – erfüllt. Daher ist es als erledigt abzuschreiben (vgl. Ziff. 2: Ausgangslage).  

 

 

9. Finanzielle Auswirkungen  

9.1. Finanzielle Auswirkungen auf den Kanton Zug 

Diese Vorlage führt zu keinen Änderungen der bisherigen finanziellen Auswirkungen auf den 

Kanton.  

 

9.2. Finanzielle Auswirkungen auf die Gemeinden 

 

Keine. 

9.3. Anpassungen von Leistungsaufträgen 

 

Keine. 
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10. Zeitplan 

 

2. Oktober 2025  Kantonsrat, Kommissionsbestellung 

Oktober - November 2025 Kommissionssitzung(en) 

Dezember 2025  Kommissionsbericht 

Januar 2026   Beratung Staatswirtschaftskommission 

Januar 2026   Bericht Staatswirtschaftskommission 

26. Februar 2026  Kantonsrat, 1. Lesung 

30. April 2026   Kantonsrat, 2. Lesung 

7. Mai 2026   Publikation Amtsblatt 

8. Mai 2026   Beginn Referendumsfrist (60 Tage) 

6. Juli 2026   Ablauf Referendumsfrist 

29. November 2026   Allfällige Volksabstimmung 

Anschliessend   Inkrafttreten 

 

Pro memoria: Unter Berücksichtigung des Zeitplans muss bezüglich des zwischen dem Kanton 

Zug, handelnd durch die Staatskanzlei, und der Multicolor Print AG geschlossenen Vertrags für 

den Druck und die Zustellung der Printversion des Amtsblatts des Kantons Zug (P-Amtsblatt) 

vom 20./23. Dezember 2022, gültig bis 31. Dezember 2026, die Option einer einmaligen Ver-

tragsverlängerung ausgeübt werden (Ziff. 12 des Vertrags). Damit das lückenlose Erscheinen 

des P-Amtsblatts gewährleistet ist, ist je nach Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens eine Ver-

tragsverlängerung um ein Jahr bis zwei Jahre notwendig. Die Staatskanzlei wird die neue öf-

fentliche Ausschreibung so früh wie möglich vorbereiten und durchführen. 

 

 

11. Anträge 

 

Gestützt auf die vorstehenden Ausführungen beantragen wir Ihnen: 

1. Auf die Vorlage Nr. 3994.1 - 18334 sei einzutreten und ihr zuzustimmen. 

2. Das teilerheblich erklärte Postulat betreffend Wiedereinführung eines gedruckten Amts-

blatts mit Marktblatt vom 7. August 2023 (Vorlage Nr. 3602.1 - 17390) sei als erledigt ab-

zuschreiben. 

 

 

Zug, 9. September 2025 

 

Mit vorzüglicher Hochachtung 

Regierungsrat des Kantons Zug 

 

Der Landammann: Andreas Hostettler 

 

Der Landschreiber: Tobias Moser 

 

Beilagen:  
- Beilage 1: Aktennotiz von Rechtsanwalt Dr. iur. Oliver Bucher vom 13. Dezember 2024 
- Beilage 2: Aktennotiz von Rechtsanwalt Dr. iur. Oliver Bucher vom 22. Mai 2024 
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